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G E S E T Z E N T W U R F  

der Regierung des Saarlandes 

betr.:  Saarländisches Wohnraumförderungsgesetz 

A. Problem und Ziel 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. August 2006 (BGBl. 

I S. 2034) haben die Länder die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz für 

wesentliche Teile des Wohnungswesens, vor allem für das Recht der (sozialen) 

Wohnraumförderung erhalten. 

Die bundesgesetzlichen Bestimmungen gelten fort, soweit sie nicht durch Lan-

desrecht ersetzt werden. Von der durch die Föderalismusreform übertragenen 

Gesetzgebungskompetenz soll im Saarland durch den vorliegenden Gesetzent-

wurf Gebrauch gemacht werden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Grundlage für eine soziale Wohnraum-

förderung bilden, die den künftigen Anforderungen im Saarland gerecht wird. 

Die Notwendigkeit einer landesspezifischen Gesetzgebung ergibt sich dabei aus 

den besonderen Rahmenbedingungen des Wohnungsmarkts im Saarland, wo-

bei sich diese wie folgt beschreiben lassen: 

• Das Wohneigentum dominiert und prägt den Wohnungsmarkt im Saarland. 

Nirgendwo in Deutschland leben mehr Menschen im Wohneigentum. 

Gleichzeitig mangelt es im Bereich des Mietwohnraums an Sozialwohnun-

gen. 

• Der Wohnungsbestand im Saarland weist qualitative Defizite auf. Im 

deutschlandweiten Vergleich sind viele Wohnungen durch ein hohes Alter 

gekennzeichnet. In gleichem Maße besteht der Wohnungsbestand des 

Saarlandes nur zu einem geringen Anteil aus Neubauten. Dies ergibt auch 

mit Blick auf die demografische Entwicklung der Bevölkerung einen erhöh-

ten Modernisierungs- und Instandsetzungsbedarf mit dem Erfordernis ei-

ner qualitativen Ergänzung und Verbesserung des Wohnungsbestandes. 

Zugleich dient der Gesetzentwurf der Umsetzung von Nummer 4.2 des Regie-

rungsprogramms 2022 bis 2027. 
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B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Grundlage für eine soziale Wohnraum-

förderung bilden, die den künftigen Anforderungen im Saarland gerecht wird. 

Dabei werden landesspezifische Gegebenheiten berücksichtigt, überholte bzw. 

nicht benötigte Regelungen abgebaut und zeitgemäße Regelungen – z.B. zu 

der Frage, wann ein Haushalt vorliegt – geschaffen. 

Der vorliegende Entwurf bildet den künftigen gesetzlichen Rahmen für alle 

Wohnraumfördermaßnahmen des Landes. Ziele, Fördergegenstände und Re-

geln zur Sicherung der Zweckbindung werden hinreichend bestimmt formu-

liert. Gleichzeitig bleibt Raum für die weitere Ausgestaltung der Förderbestim-

mungen durch die für die soziale Wohnraumförderung zuständige oberste Lan-

desbehörde. 

Zugleich werden die Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit Stellen außerhalb 

der Landesbehörden, etwa der saarländischen Förderbank, gestärkt. 

Mit der Förderung von selbst genutztem Wohneigentum und Mietwohnraum, 

sollen Haushalte unterstützt werden, die sich am Markt nicht angemessen mit 

Wohnraum versorgen können. 

Die Förderung soll, anders als bisher, im Mietwohnungsbereich auch Wohnge-

meinschaften sowie besonderen Wohnformen und im Bereich des selbst ge-

nutzten Wohneigentums Einpersonenhaushalten zu Gute kommen. 

Bei der Formulierung der Zielgruppen werden künftig ausdrücklich auch Stu-

dierende und Menschen mit Pflegegrad berücksichtigt. Kernaufgabe der staat-

lichen sozialen Wohnraumförderung ist es auch weiterhin, dieser Zielgruppe 

den Bezug preiswerten Wohnraums zu ermöglichen und die Wohnkosten trag-

bar zu halten.  

Zur Bewältigung der besonderen Wohnraumbedürfnisse von hilfsbedürftigen 

Menschen wie z.B. Wohnungslosen sowie insbesondere zur Berücksichtigung 

des demografischen Wandels werden flexible Gestaltungsmöglichkeiten für 

Förderprogramme und für den konkreten Einzelfall geschaffen. 

Gegenüber dem bisherigen Bundesrecht wird die Regelungsdichte erheblich 

verringert. Die Vorschriften zur Einkommensermittlung werden für einen mög-

lichst unbürokratischen Verwaltungsvollzug vereinfacht. Ebenso sehen die 

neuen Bestimmungen Erweiterungen der Handlungsspielräume bei der Wahr-

nehmung von Belegungs- und Mietbindungen vor. Des Weiteren formuliert das 

Landesgesetz Überleitungsvorschriften für die geförderten Altbestände und 

schafft damit auch die Voraussetzungen für eine einheitliche Ausübung der Be-

legungsrechte. 

C. Alternativen 

Keine. 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Keine. 

2. Vollzugsaufwand 

Es entstehen keine über den bisherigen Verwaltungsaufwand im Vollzug der 

sozialen Wohnraumförderung hinausgehende Kosten. 

Den Kommunen werden weder neue Aufgaben übertragen noch werden Pflich-

ten, sich an der sozialen Wohnraumförderung des Landes zu beteiligen, be-

gründet. 

E. Sonstige Kosten 

Es entstehen keine sonstigen Kosten; ebenso wenig werden Wirtschaft und 

Bürger mit neuen Kosten belastet. 

F. Auswirkungen von frauenpolitischer Bedeutung 

Keine. 

G. Federführende Zuständigkeit 

Ministerium für Inneres, Bauen und Sport.  
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Entwurf eines Saarländischen Wohnraumförderungsgesetzes 

Vom 

Der Landtag wolle beschließen: 

Artikel 1 

Saarländisches Wohnraumförderungsgesetz 

Erster Teil 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Zweck des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz regelt die Förderung des Wohnungsbaus und anderer Maß-

nahmen zur Unterstützung von Haushalten bei der Versorgung mit Mietwohn-

raum, einschließlich genossenschaftlich genutzten Wohnraums, und bei der 

Bildung von selbst genutztem Wohneigentum (soziale Wohnraumförderung) 

durch das Saarland.  

(2) Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Förderung besteht nicht. 

§ 2 

Ziele der sozialen Wohnraumförderung; Zielgruppen 

(1) Ziel der Mietwohnraumförderung ist die Unterstützung von Haushalten, die 

sich am Wohnungsmarkt, insbesondere aufgrund ihres Einkommens, nicht an-

gemessen mit Wohnraum versorgen können. Dabei unterstützt die Förderung 

insbesondere Familien und andere Haushalte mit Kindern, Menschen mit Be-

hinderungen oder Pflegegrad, ältere Menschen, Wohnungslose, Studierende 

und sonstige hilfebedürftige Personen. 

(2) Ziel der Förderung der Bildung selbst genutzten Wohneigentums ist die 

Unterstützung von Haushalten, die unter Berücksichtigung ihres Einkommens 

die Belastungen des Baus, der Modernisierung oder des Erwerbs von Wohn-

raum ohne soziale Wohnraumförderung nicht tragen können. Dabei unterstützt 

die Förderung insbesondere Familien und andere Haushalte mit Kindern sowie 

Menschen mit Behinderungen oder Pflegegrad. 

§ 3 

Durchführung der Aufgaben; Zuständigkeiten 

(1) Die Förderung nach diesem Gesetz ist Aufgabe des Landes. Gemeinden und 

Gemeindeverbände können mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln 

eine Förderung nach diesem Gesetz durchführen. 
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(2) Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung die zur Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Stellen 

zu bestimmen.  

(3) Juristischen Personen des privaten Rechts kann mit ihrem Einverständnis 

die Befugnis verliehen werden, Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiet der sozi-

alen Wohnraumförderung im eigenen Namen und in den Handlungsformen des 

öffentlichen Rechts wahrzunehmen, wenn sie die Gewähr für eine sachgerechte 

Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben bieten und die Beleihung im öf-

fentlichen Interesse liegt. Die Verleihung und die Entziehung der Befugnis ob-

liegen dem Ministerium für Inneres, Bauen und Sport. Die Beliehene unterliegt 

der Aufsicht des Ministeriums für Inneres, Bauen und Sport. 

(4) Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport veröffentlicht bis zum 31. 

Januar 2026 sowie bis zum 31. Januar eines jeden darauf folgenden Jahres die 

Zahl der aufgrund dieses Gesetzes geförderten Wohneinheiten und die Höhe 

der dafür eingesetzten Mittel sowie die Anzahl der bestehenden miet- und be-

legungsgebundenen Wohnungen im Saarland mit Stand 31. Dezember des 

Vorjahres.  

Zweiter Teil 

Förderung 

Erster Abschnitt 

Begriffe, Grundsätze, Voraussetzungen 

§ 4 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. "Wohnraum" umbauter Raum, der tatsächlich und rechtlich zur dauernden 

Wohnnutzung geeignet und vom Verfügungsberechtigten dazu bestimmt 

ist. Wohnraum können Wohnungen oder einzelne Wohnräume sein, 

2. "selbst genutztes Wohneigentum" Wohnraum im eigenen Haus oder in ei-

ner eigenen Eigentumswohnung, der zu eigenen Wohnzwecken genutzt 

wird, 

3. "Mietwohnraum" Wohnraum, der den Bewohnern aufgrund eines Mietver-

hältnisses oder eines genossenschaftlichen oder sonstigen ähnlichen Nut-

zungsverhältnisses zum Gebrauch überlassen wird, 

4. "Wohnfläche" die Summe der anrechenbaren Grundflächen der ausschließ-

lich zur Wohnung gehörenden Räume, 

5. "Wohnungsbau" das mit wesentlichem Bauaufwand verbundene Schaffen 

von dauerhaftem Wohnraum durch Neubau, Änderung, Erweiterung oder 

Wiederherstellung von Gebäuden, 
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6. "Modernisierung" bauliche Maßnahmen, die 

a) den Gebrauchswert des Wohnraums oder des Wohngebäudes nachhal-

tig erhöhen, 

b) die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern oder 

c) nachhaltig Einsparungen von Energie oder Wasser bewirken, 

7. "Haushalt" alle Personen, die miteinander eine Wohn- und Wirtschaftsge-

meinschaft bilden. Ein Haushalt liegt auch dann vor, wenn der Wohnraum 

nur von einer Person bewohnt wird. Im Bereich der Förderung von Miet-

wohnraum liegt ein Haushalt auch dann vor, wenn die Bewohner eine 

Wohngemeinschaft bilden. Zum Haushalt rechnen auch Personen, hinsicht-

lich derer zu erwarten ist, dass diese alsbald und auf Dauer in den Haushalt 

aufgenommen werden, sowie Kinder, deren Geburt aufgrund einer beste-

henden Schwangerschaft zu erwarten ist, 

8. "Verfügungsberechtigter" der durch die Förderung berechtigte und ver-

pflichtete Eigentümer, Erbbauberechtigte oder eine von diesen durch Ver-

trag dazu bestimmte Person, 

9. "Selbsthilfe" sind die Arbeitsleistungen, die zur Durchführung der geförder-

ten Maßnahmen vom Bauherrn selbst, seinen Angehörigen oder von ande-

ren unentgeltlich oder auf Gegenseitigkeit oder von Mitgliedern von Genos-

senschaften erbracht werden. 

§ 5 

Fördergegenstände, Fördermittel 

(1) Fördergegenstände im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. der Wohnungsbau, einschließlich des erstmaligen Erwerbs des Wohnraums 

innerhalb von zwei Jahren nach Fertigstellung, 

2. die Modernisierung von Wohnraum, insbesondere die energetische Moder-

nisierung sowie die Reduzierung von Barrieren im Bestand, 

3. der Erwerb bestehenden Wohnraums (Zweiterwerb) und 

4. der Erwerb von Belegungsrechten an bestehendem Wohnraum, 

wenn damit die Unterstützung von Haushalten bei der Versorgung mit Miet-

wohnraum durch die Begründung von Belegungs- und Mietbindungen oder bei 

der Bildung von selbst genutztem Wohneigentum erfolgt. 

(2) Die Förderung kann erfolgen durch 

1. die Gewährung von Fördermitteln in der Form von Darlehen, Zuschüssen 

oder in Kombination beider Förderformen zur nachstelligen Finanzierung, 
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2. die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleis-

tungen oder 

3. sonstige geldwerte Leistungen. 

§ 6 

Fördergrundsätze 

Bei der Förderung sollen insbesondere 

1. die örtlichen und regionalen wohnungswirtschaftlichen Verhältnisse, 

2. die besonderen Anforderungen des zu unterstützenden Personenkreises, 

3. die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, 

4. die Anforderungen an barrierefreies Bauen und Wohnen, 

5. der sparsame Umgang mit Grund und Boden sowie der Einsatz ressourcen-

schonender und energieeffizienter Bauweisen, 

6. die Nutzung des Wohnungs- und Gebäudebestands für die Wohnraumver-

sorgung, 

7. die Verbesserung der Wohnqualität,  

8. die Nachfrageentwicklung nach neuen, insbesondere nach generationen-

übergreifenden und mit der gesundheitlichen Versorgung in Zusammen-

hang stehenden Wohnformen und 

9. Maßnahmen im Zusammenhang mit städtebaulichen Sanierungs- und Ent-

wicklungsmaßnahmen 

berücksichtigt werden. 

§ 7 

Wohnraumförderungsbestimmungen 

(1) Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport erlässt die zur Durchführung 

dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen über die Voraussetzungen der 

Förderung und deren Verwirklichung. 

(2) Die Förderung erfolgt in einem offenen, transparenten und diskriminie-

rungsfreien Verfahren. Sie wird bedarfsgerecht ausgestaltet, für einen ange-

messenen Zeitraum festgelegt und muss dem Förderzweck angemessen sein. 

§ 8 

Wohnfläche 

(1) Die Wohnfläche des zu fördernden Wohnraums muss entsprechend seiner 

vorgesehenen Zweckbestimmung angemessen sein. 

(2) Die Berechnung der Wohnfläche bestimmt sich nach der Wohnflächenver-

ordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2346) in der jeweils geltenden 

Fassung. Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport wird ermächtigt, ab-

weichende Vorschriften zur Berechnung der Grundfläche und zur Anrechenbar-

keit auf die Wohnfläche zu erlassen. 



Drucksache 17/865 Landtag des Saarlandes  

 

8 

§ 9 

Einkommensgrenzen 

(1) Die Förderung darf nur Haushalte begünstigen, deren Gesamteinkommen 

die Grenzen für das jährliche Einkommen, die in Absatz 2 bezeichnet oder von 

dem Ministerium für Inneres, Bauen und Sport nach Absatz 4 abweichend fest-

gelegt sind, nicht überschreitet. 

(2) Die Einkommensgrenze beträgt 

1. für den Bezug von gefördertem Mietwohnraum 

a) für einen Einpersonenhaushalt 18 500 Euro, 

b) für einen Zweipersonenhaushalt 26 500 Euro, 

zuzüglich 6.000 Euro für jede weitere zum Haushalt rechnende Person und 

2. für die Förderung von selbst genutztem Wohneigentum 

a) für einen Einpersonenhaushalt 32 000 Euro, 

b) für einen Zweipersonenhaushalt 48 000 Euro, 

zuzüglich 6 200 Euro für jede weitere zum Haushalt rechnende Person. 

Sind zum Haushalt rechnende Personen Kinder im Sinne des § 32 Absatz 1 bis 

5 des Einkommensteuergesetzes, erhöht sich die Einkommensgrenze nach 

Satz 1 für jedes Kind um weitere 1 300 Euro. 

(3) Bei Wohngemeinschaften, die nicht gleichzeitig Wirtschaftsgemeinschaften 

sind, gelten die einzelnen Bewohner hinsichtlich der Einkommensgrenze nach 

Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 jeweils als Einpersonenhaushalte. 

(4) Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung von den in Absatz 2 bezeichneten Einkommensgrenzen, ins-

besondere 

1. zur Berücksichtigung von Haushalten mit Schwierigkeiten bei der Wohn-

raumversorgung, 

2. im Rahmen der Förderung von selbst genutztem Wohneigentum oder 

3. zur Schaffung oder Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen  

Abweichungen festzulegen. 

(5) Die Einkommensgrenze nach Absatz 2 verändert sich am 1. Januar 2026 

und am 1. Januar eines jeden darauf folgenden dritten Jahres um den Prozent-

satz, um den sich der vom Statistischen Bundesamt festgestellte Verbraucher-

preisindex für Deutschland bezogen auf den der Veränderung vorausgehenden 

Monat Oktober gegenüber dem Verbraucherpreisindex für Deutschland des der 

letzten Veränderung vorausgehenden Monats Oktober erhöht oder verringert 

hat. Die veränderte Einkommensgrenze wird auf volle 100 Euro aufgerundet 

und durch das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport bekannt gegeben. 
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§ 10 

Gesamteinkommen, Einkommensermittlung 

(1) Das Gesamteinkommen des Haushalts im Sinne dieses Gesetzes ist die 

Summe der Jahreseinkommen der Haushaltsangehörigen abzüglich der Frei- 

und Abzugsbeträge nach § 11. Maßgebend sind die Verhältnisse im Zeitpunkt 

der Antragstellung. 

(2) Zur Ermittlung des Jahreseinkommens sind die §§ 14 bis 16 des Wohn-

geldgesetzes vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856), zuletzt geändert 

durch Artikel 17 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 408), 

in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.  

(3) Die Einkommensgrenze gilt als erfüllt, wenn alle Haushaltsangehörigen 

Empfänger einer Leistung im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 9 

des Wohngeldgesetzes oder § 20 Absatz 2 Nummer 1 des Wohngeldgesetzes 

sind. 

§ 11 

Frei- und Abzugsbeträge 

(1) Bei der Ermittlung des Gesamteinkommens ist für jeden Haushaltsangehö-

rigen mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 50 oder ab der Zuord-

nung zu dem Pflegegrad 1 nach § 15 des Elften Buches Sozialgesetzbuch ein 

jährlicher Freibetrag von 4 500 Euro abzuziehen.  

(2) Als Abzugsbetrag werden Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unter-

haltsverpflichtungen bis zu dem in einer notariell beurkundeten Unterhaltsver-

einbarung festgelegten oder in einem Unterhaltstitel oder Unterhaltsbescheid 

festgestellten Betrag abgesetzt. Liegen eine notariell beurkundete Unterhalts-

vereinbarung, ein Unterhaltstitel oder ein Unterhaltsbescheid nicht vor, können 

Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen wie folgt 

abgesetzt werden: 

1. bis zu 4 000 Euro für einen Haushaltsangehörigen, der auswärts unterge-

bracht ist; 

2. bis zu 6 000 Euro für einen nicht zum Haushalt rechnenden früheren oder 

dauernd getrenntlebenden Ehegatten oder Lebenspartner;  

3. bis zu 4 000 Euro für eine sonstige nicht zum Haushalt rechnende Person; 

4.  bis zu 4 000 Euro für Aufwendungen, die an ein Kind bei dem anderen 

Elternteil geleistet werden, wenn für das Kind zusätzlicher Wohnraum be-

reitgehalten wird, die Eltern getrennt leben, ein gemeinsames Sorgerecht 

besteht und eine Betreuung erfolgt. 
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Zweiter Abschnitt 

Verfahren, Förderzusage 

§ 12 

Förderempfänger 

(1) Empfänger der Förderung ist 

1. bei Maßnahmen des Wohnungsbaus und der Modernisierung derjenige, der 

das Bauvorhaben für eigene oder fremde Rechnung im eigenen Namen 

durchführt oder durch Dritte durchführen lässt (Bauherr), 

2.  beim Ersterwerb vom Bauherrn zur Selbstnutzung der Erwerber des Wohn-

raums, 

3. beim Erwerb aus dem Bestand der Erwerber des Wohnraums, 

4.  beim Erwerb von Belegungsrechten der Eigentümer oder der sonstige zur 

Einräumung von Belegungsrechten an dem Wohnraum Berechtigte. 

(2) Die Gewährung von Fördermitteln setzt voraus, dass 

1. der Bauherr Eigentümer eines geeigneten Baugrundstücks ist oder nach-

weist, dass der Erwerb eines derartigen Grundstücks gesichert ist oder 

durch die Gewährung der Fördermittel gesichert wird, 

2. die Gewähr für eine ordnungsmäßige und wirtschaftliche Durchführung des 

Bauvorhabens und für eine ordnungsmäßige Verwaltung des Wohnraums 

besteht, 

3. der Bauherr die erforderliche Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit be-

sitzt, 

4. bei der Förderung von selbst genutztem Wohneigentum die Belastung auf 

Dauer tragbar erscheint und 

5. der Bauherr eine angemessene Eigenleistung erbringt, für die vorrangig 

eigene Geldmittel, der Wert des nicht durch Fremdmittel finanzierten Bau-

grundstücks oder Selbsthilfe in Betracht kommen; besicherte Darlehen 

können als Eigenleistungsersatz anerkannt werden. 

Fördermittel können auch einem Bauherrn oder einem sonstigen Förderemp-

fänger gewährt werden, für den an einem geeigneten Grundstück ein Erbbau-

recht von angemessener Dauer bestellt ist oder der nachweist, dass der Erwerb 

eines derartigen Erbbaurechts gesichert ist. 

§ 13 

Förderzusage; Entgeltregelung 

(1) Die Förderung wird auf Antrag durch eine Förderzusage der zuständigen 

Stelle bewilligt. Die Förderzusage erfolgt durch Verwaltungsakt oder durch öf-

fentlich-rechtlichen Vertrag. 

(2) In der Förderzusage sind Bestimmungen zu treffen  

1.  über Zweckbestimmung, Einsatzart und Höhe der Förderung, Dauer der 



Drucksache 17/865 Landtag des Saarlandes  

 

11 

Gewährung, Verzinsung und Tilgung der Fördermittel, Einhaltung von Ein-

kommensgrenzen und Wohnungsgrößen sowie 

2.  bei der Förderung von Mietwohnraum zusätzlich über Gegenstand, Art und 

Dauer der Belegungsbindungen sowie Art, Höhe und Dauer der Mietbin-

dungen. 

In die Förderzusage können weitere für den jeweiligen Förderzweck erforder-

liche Bestimmungen aufgenommen werden.  

(3) Die sich aus der Förderzusage ergebenden Berechtigungen und Verpflich-

tungen der Förderempfängerin oder des Förderempfängers gehen auf den je-

weiligen Rechtsnachfolger über. 

(4) Die für die Erteilung der Förderzusage zuständige Stelle kann für die Ent-

scheidung über die Förderzusage ein Entgelt in Höhe von bis zu 2 Prozent des 

zu bewilligenden Darlehensbetrages oder des zu bewilligenden Zuschusses ab-

hängig vom Verwaltungsaufwand erheben. Für die Übernahme von Bürgschaf-

ten kann sie ein Entgelt in Höhe von bis zu 2 Prozent des zu verbürgenden 

Darlehensbetrages erheben. Für die Verwaltung der Förderdarlehen kann ein 

Entgelt in Höhe von bis zu 2 Prozent des Darlehensbetrages je Jahr abhängig 

vom Verwaltungsaufwand von der Bewilligungsstelle erhoben werden. Die 

Höhe des Entgelts wird in Abstimmung mit dem Ministerium für Inneres, Bauen 

und Sport festgelegt. Satz 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn das Entgelt als 

Bestandteil des Zinssatzes erhoben wird. 

Dritter Teil 

Begründung und Sicherung der Zweckbindung 

§ 14 

Anwendungsbereich 

(1) Mietwohnraum unterliegt den in der Förderzusage nach § 13 Absatz 2 be-

stimmten Bindungen, insbesondere Belegungs- und Mietbindungen. 

(2) Selbst genutztes Wohneigentum unterliegt den in der Förderzusage nach 

§ 13 Absatz 2 bestimmten Bindungen. 

§ 15 

Gegenstände und Arten der Belegungsrechte 

(1) Belegungsrechte können begründet werden 

1. an den geförderten Wohnungen (unmittelbare Belegung), 

2. an den geförderten und an anderen Wohnungen (verbundene Belegung), 

3. nur an anderen Wohnungen (mittelbare Belegung). 

(2) Belegungsrechte können in der Förderzusage als  

1. allgemeine Belegungsrechte,  
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2. Benennungsrechte oder 

3. Besetzungsrechte  

begründet werden. 

(3) Ein allgemeines Belegungsrecht ist das Recht der zuständigen Stelle, von 

dem Verfügungsberechtigten zu fordern, eine bestimmte belegungsgebundene 

Wohnung einem Wohnungssuchenden zu überlassen, dessen Wohnberechti-

gung sich aus einer Bescheinigung nach § 16 ergibt. Ein Benennungsrecht ist 

das Recht der zuständigen Stelle, dem Verfügungsberechtigten für die Vermie-

tung einer bestimmten belegungsgebundenen Wohnung mindestens drei Woh-

nungssuchende zur Auswahl zu benennen. Ein Besetzungsrecht ist das Recht 

der zuständigen Stelle, einen Wohnungssuchenden zu bestimmen, dem der 

Verfügungsberechtigte eine bestimmte belegungsgebundene Wohnung zu 

überlassen hat. Besteht ein Benennungs- oder Besetzungsrecht an einer Woh-

nung, so darf der Verfügungsberechtigte die Wohnung nur einem von der zu-

ständigen Stelle benannten oder zugewiesenen Wohnungssuchenden überlas-

sen. 

(4) In der Förderzusage kann bestimmt werden, dass die zuständige Stelle 

unter in der Förderzusage festgelegten Voraussetzungen befristet oder unbe-

fristet statt eines allgemeinen Belegungsrechts ein Benennungsrecht oder ein 

Besetzungsrecht im Sinne des Absatzes 3 ausüben kann. 

§ 16 

Wohnberechtigungsschein 

(1) Wurden die Belegungsrechte in der Förderzusage als allgemeine Bele-

gungsrechte begründet, darf der Verfügungsberechtigte den geförderten 

Wohnraum nur einem Wohnungssuchenden zum Gebrauch überlassen, wenn 

dieser ihm vorher seine Wohnberechtigung durch Übergabe eines Wohnbe-

rechtigungsscheins nachweist. 

(2) Der Wohnberechtigungsschein wird auf Antrag des Wohnungssuchenden 

von der zuständigen Stelle für die Dauer eines Jahres erteilt. Antragsberechtigt 

sind Wohnungssuchende, die sich nicht nur vorübergehend im Geltungsbereich 

dieses Gesetzes aufhalten und die rechtlich und tatsächlich in der Lage sind, 

für sich und ihre Haushaltsangehörigen nach § 4 Nummer 7 auf längere Dauer 

einen Wohnsitz als Mittelpunkt der Lebensbeziehungen zu begründen und da-

bei einen selbstständigen Haushalt zu führen. 

(3) Der Wohnberechtigungsschein ist zu erteilen, wenn der Wohnungssu-

chende und seine Haushaltsangehörigen einen begünstigten Haushalt im Sinne 

des § 9 Absatz 1 bilden. 

(4) Der Wohnberechtigungsschein kann abweichend von Absatz 3 erteilt wer-

den, wenn  
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1. die Versagung für den Wohnungssuchenden eine besondere Härte bedeu-

ten würde oder 

2. der Wohnungssuchende durch den Bezug der Wohnung eine andere geför-

derte Wohnung freimacht, deren Miete, bezogen auf den Quadratmeter 

Wohnfläche, niedriger ist oder deren Größe die für ihn maßgebliche Woh-

nungsgröße übersteigt. 

(5) In dem Wohnberechtigungsschein ist die für den Wohnungssuchenden und 

seine Haushaltsangehörigen maßgebliche Wohnraumgröße nach der Raumzahl 

oder nach der Wohnfläche anzugeben. Von der maßgeblichen Grenze kann im 

Einzelfall 

1. zur Berücksichtigung besonderer persönlicher oder beruflicher Bedürfnisse 

eines Haushaltsangehörigen oder eines nach der Lebenserfahrung in ab-

sehbarer Zeit zu erwartenden zusätzlichen Raumbedarfs oder 

2. zur Vermeidung besonderer Härten 

abgewichen werden. 

(6) Soweit Wohnraum nach der Förderzusage bestimmten Haushalten vorbe-

halten ist und der Wohnungssuchende und seine Haushaltsangehörigen zu die-

sen Haushalten gehören, sind im Wohnberechtigungsschein Angaben zur Zu-

gehörigkeit zu diesen Haushalten aufzunehmen. Die zuständige Stelle kann 

von dem Vorbehalt abweichen, wenn der geförderte Wohnraum zu diesem 

Zeitpunkt von der jeweiligen Gruppe nicht nachgefragt wird. 

(7) Die Erteilung des Wohnberechtigungsscheins ist zu versagen, wenn sie 

auch bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 3 nicht gerechtfertigt 

wäre, insbesondere, wenn Antragsteller über erhebliches Vermögen verfügen. 

(8) Die Untervermietung der gesamten Wohnung ist nur zulässig, wenn Ver-

träge über die Anmietung von Räumen von einer juristischen Person des öf-

fentlichen Rechts oder einem anerkannten privaten Träger der Wohlfahrts-

pflege geschlossen werden, um die Räume Personen mit besonderem Woh-

nungsbedarf zum Wohnen zu überlassen. Bei Untervermietung eines Teils der 

Wohnfläche muss die Untermieterin oder der Untermieter über einen Wohnbe-

rechtigungsschein nach Absatz 2 verfügen, wenn kein gemeinsamer Haushalt 

begründet werden soll. Die Hauptmieterin oder der Hauptmieter hat zu über-

prüfen, ob ein Wohnberechtigungsschein vorliegt und muss ihn auf Anforde-

rung gegenüber der zuständigen Stelle vorlegen. Die Mietbindung und der 

mietrechtliche Erlaubnisvorbehalt nach § 553 Absatz 1 des Bürgerlichen Ge-

setzbuches bleiben unberührt. 

(9) Wenn der Inhaber des Wohnberechtigungsscheins oder der entsprechend 

Berechtigte aus der Wohnung ausgezogen ist, darf der Verfügungsberechtigte 

die Wohnung den haushaltsangehörigen Personen im Sinne des § 4 Nummer 

7 nur nach Maßgabe des Absatzes 1 zum Gebrauch überlassen. Die Wohnung 

darf auch ohne Übergabe eines Wohnberechtigungsscheins zum Gebrauch 

überlassen werden, wenn 
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1. der Ehegatte oder der Lebenspartner des Inhabers des Wohnberechti-

gungsscheins oder des entsprechend Berechtigten in der Wohnung ver-

bleibt oder 

2. nach dem Tod des Inhabers des Wohnberechtigungsscheins oder des ent-

sprechend Berechtigten nach § 563 Absatz 1 bis 3 des Bürgerlichen Ge-

setzbuchs in das Mietverhältnis eingetreten sind. 

§ 17 

Sicherung der Belegungsbindung 

(1) Der Verfügungsberechtigte darf Mietwohnraum, der nach diesem Gesetz 

gefördert wurde, nicht zu anderen als in der Förderzusage bestimmten Zwe-

cken nutzen, insbesondere nicht 

1. selbst nutzen, 

2. nicht nur vorübergehend, mindestens drei Monate, leer stehen lassen oder 

3. anderen als Wohnzwecken zuführen oder entsprechend baulich ändern. 

(2) Auf Antrag des Verfügungsberechtigten erteilt die zuständige Stelle eine 

Ausnahme von Absatz 1  

1. zur Nutzung als Wohnraum durch den Verfügungsberechtigten, wenn die-

ser die Voraussetzungen für die Erteilung eines Wohnberechtigungsscheins 

nach § 16 erfüllt, 

2. zum Leerstehenlassen, wenn und solange eine Modernisierung vorgenom-

men werden soll oder eine Vermietung nicht möglich ist und der Förder-

zweck nicht auf andere Weise, auch nicht durch Freistellung von Bele-

gungsbindungen nach § 21 erreicht werden kann. 

(3) Auf Antrag des Verfügungsberechtigten kann die zuständige Stelle eine 

Ausnahme von Absatz 1 Nummer 3 zulassen, wenn und soweit ein überwie-

gendes öffentliches Interesse oder ein überwiegendes berechtigtes Interesse 

des Verfügungsberechtigten oder eines Dritten an der anderen Verwendung 

oder baulichen Änderung der Wohnung besteht; die Genehmigung kann unter 

der Verpflichtung zu einem Geldausgleich in angemessener Höhe oder zur ver-

traglichen Einräumung eines Belegungsrechts für eine andere nicht gebundene 

Wohnung (Ersatzwohnung) erteilt werden. Wer der sich aus Absatz 1 Nummer 

3 ergebenden Verpflichtung zuwiderhandelt, hat auf Verlangen der zuständi-

gen Stelle die Eignung für Wohnzwecke auf seine Kosten wiederherzustellen.  

(4) Selbst genutztes Wohneigentum darf nur zu den in der Förderzusage ge-

nannten Zwecken genutzt werden. Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 3 gelten 

entsprechend. 
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§ 18 

Mietbindung 

(1) Der Verfügungsberechtigte darf Wohnraum nicht gegen eine höhere als in 

der Förderzusage festgelegte höchstzulässige Miete überlassen; er darf zusätz-

lich eine Leistung zur Abgeltung von Betriebskosten nach den allgemeinen 

mietrechtlichen Vorschriften verlangen. Der Vermieter darf eine einmalige oder 

sonstige Nebenleistung nur insoweit, als sie nach Vorschriften des Landes oder 

nach den Bestimmungen der Förderzusage zugelassen ist, fordern, sich ver-

sprechen lassen oder annehmen. 

(2) Die in der Förderzusage enthaltenen Bestimmungen über die höchstzuläs-

sige Miete und das Bindungsende sind im Mietvertrag anzugeben. 

(3) Der Verfügungsberechtigte darf die Miete nach Maßgabe der allgemeinen 

mietrechtlichen Vorschriften erhöhen, jedoch nicht höher als bis zur höchstzu-

lässigen Miete und unter Beachtung der sonstigen Bestimmungen der Förder-

zusage zur Mietbindung. 

(4) Der Mieter kann sich gegenüber dem Verfügungsberechtigten auf die Be-

stimmung der Förderzusage über die höchstzulässige Miete und auf die sons-

tigen Bestimmungen der Förderzusage zur Mietbindung berufen. Hierzu hat 

ihm der Verfügungsberechtigte die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Erteilt 

der Verfügungsberechtigte die Auskünfte nicht oder nur unzureichend, hat dies 

auf Verlangen des Mieters durch die zuständige Stelle zu erfolgen. 

(5) Von den Absätzen 1 bis 4 abweichende Vereinbarungen im Mietvertrag sind 

unwirksam. 

§ 19 

Dauer der Bindungen 

(1) Die Dauer der Belegungs- und Mietbindungen wird in der Förderzusage 

nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 durch Festlegung einer Frist, bei einer darle-

hensweisen Förderung auch für den Fall der vorzeitigen vollständigen Rück-

zahlung des Darlehens, bestimmt.  

(2) Im Fall der Rückforderung wegen Verstoßes gegen die Bestimmungen der 

Förderzusage bleiben die Belegungs- und Mietbindungen bestehen bei  

1. Darlehen nach Kündigung bis zu dem in der Förderzusage bestimmten 

Ende der Bindungsdauer, längstens jedoch bis zum Ablauf des zwölften 

Kalenderjahres nach dem Jahr der Rückzahlung, 

2. Zuschüssen längstens bis zum Ablauf des zwölften Kalenderjahres nach 

dem Jahr der Rückzahlung. 

(3) Im Falle der Zwangsversteigerung enden die Belegungs- und Mietbindun-

gen zu dem in der Förderzusage bestimmten Zeitpunkt, spätestens jedoch mit 

Ablauf des dritten Kalenderjahres nach dem Kalenderjahr, in dem der Zuschlag 
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erteilt worden ist und die aufgrund der Förderung begründeten Grundpfand-

rechte erloschen sind. 

(4) Die zuständige Stelle hat auf Antrag dem Verfügungsberechtigten und bei 

berechtigtem Interesse auch einem Wohnungssuchenden und dem Mieter zu 

bestätigen, wie lange die Belegungs- und Mietbindungen dauern. 

§ 20 

Mitteilungs- und Auskunftspflichten 

(1) Sobald voraussehbar ist, dass Wohnraum bezugsfertig oder frei wird, hat 

der Verfügungsberechtigte dies der zuständigen Stelle unverzüglich anzuzei-

gen und den voraussichtlichen Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit oder des Frei-

werdens mitzuteilen. Der Verfügungsberechtigte hat innerhalb von zwei Wo-

chen, nachdem er den Wohnraum an einen Wohnungssuchenden überlassen 

hat, der zuständigen Stelle dessen Namen mitzuteilen und ihr den Wohnbe-

rechtigungsschein vorzulegen. 

(2) Der Verfügungsberechtigte hat der zuständigen Stelle die Veräußerung von 

belegungs- oder mietgebundenen Wohnraum oder die Begründung von Woh-

nungseigentum an solchem Wohnraum unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Finanzbehörden und Arbeitgeber haben der zuständigen Stelle Auskunft 

über die Einkommensverhältnisse der Wohnungssuchenden zu erteilen, soweit 

dies zur Sicherung der Zweckbestimmung der Wohnungen und der sonstigen 

Bestimmungen der Förderzusage erforderlich ist und begründete Zweifel an 

der Richtigkeit der Angaben und der hierzu vorgelegten Nachweise bestehen. 

Vor einem Auskunftsersuchen an den Arbeitgeber soll dem Wohnungssuchen-

den Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 

(4) Der Vermieter und der Mieter sind verpflichtet, der zuständigen Stelle auf 

Verlangen Auskunft zu erteilen und Einsicht in ihre Unterlagen zu gewähren 

und ihr die Besichtigung von Grundstücken, Gebäuden und Wohnungen zu ge-

statten, soweit dies zur Sicherung der Zweckbestimmung der Wohnungen und 

der sonstigen Bestimmungen der Förderzusage erforderlich ist. Durch Satz 2 

wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-

gesetzes) eingeschränkt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für die Sicherung der Zweckbestimmung 

bei der Förderung von selbst genutztem Wohneigentum. 

§ 21 

Freistellung von den Bindungen 

(1) Die zuständige Stelle kann den Verfügungsberechtigten von den Bele-

gungs- und Mietbindungen vollständig oder teilweise freistellen, wenn 

1. ein überwiegendes öffentliches Interesse an den Belegungs- und Mietbin-

dungen nicht mehr besteht, 
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2. ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Freistellung besteht oder 

3. ein überwiegendes berechtigtes Interesse der oder des Verfügungsberech-

tigten oder Dritter besteht. 

Die Freistellung ist mit einem angemessenen Geldausgleich oder einer Über-

tragung auf anderen, dem Förderzweck nach gleichwertigen Wohnraum zu ver-

binden. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 und 2 kann hiervon abgesehen 

werden. Die Freistellung kann befristet erteilt werden.  

(2) Ein Anspruch auf Freistellung von den Belegungs- und Mietbindungen be-

steht nicht. 

§ 22 

Maßnahmen bei Verstößen 

(1) Für die Zeit, während der der Verfügungsberechtigte oder ein von ihm Be-

auftragter schuldhaft gegen die Vorschriften des § 16 Absatz 1 oder des § 17 

Absatz 1 oder des § 18 Absatz 1 oder Absatz 3 oder des § 20 Absatz 1 oder 

Absatz 2 verstößt, kann die zuständige Stelle für die Dauer des Verstoßes 

durch Verwaltungsakt von dem Verfügungsberechtigten Geldleistungen bis zu 

monatlich 10 Euro je Quadratmeter Wohnfläche der Wohnung, auf die sich der 

Verstoß bezieht, erheben. Für die Bemessung der Geldleistungen sind der 

Wohnwert der Wohnung und die Schwere des Verstoßes maßgebend. 

(2) Absatz 1 gilt für selbst genutztes Wohneigentum hinsichtlich eines Versto-

ßes gegen die Bestimmung des § 17 Absatz 4 und des § 20 Absatz 5 entspre-

chend. 

(3) Die eingezogenen Geldleistungen sind für Maßnahmen der sozialen Wohn-

raumförderung einzusetzen. 

§ 23 

Besondere Wohnformen 

(1) Bei der Förderung besonderer Wohnformen kann zur Erreichung des be-

sonderen Förderzwecks von §§ 4 Nummer 7, 8, 9 und den Bestimmungen des 

Dritten Teils abgewichen werden; dies gilt insbesondere für Wohnraum für Stu-

dierende, ältere Menschen und Menschen mit Behinderung sowie für Wohnge-

meinschaften zur gegenseitigen Unterstützung im Alter oder bei Hilfebedürf-

tigkeit und für betreute Wohngemeinschaften. 

(2) Soll geförderter Wohnraum zur Erreichung eines besonderen Zwecks im 

Sinne des Absatzes 1 genutzt werden, kann die zuständige Stelle von der För-

derzusage und von den Bestimmungen des Dritten Teils dieses Gesetzes ab-

weichende Regelungen treffen. 
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Vierter Teil 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 24 

Datenschutz 

Die zuständige Stelle darf Daten hinsichtlich  

1. des geförderten Wohnraums, 

2. der Nutzung des geförderten Wohnraums, 

3. der jeweiligen Verfügungsberechtigten und Wohnungsnutzer, 

4. der Belegungsrechte und 

5. der höchstzulässigen Mieten 

verarbeiten, soweit dies zur Sicherung der Zweckbestimmung von Wohnraum 

und sonstigen Bestimmungen der Förderzusage erforderlich ist. 

§ 25 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen § 16 Absatz 1 geförderten Mietwohnraum einer nicht berechtig-

ten Person zum Gebrauch überlässt, 

2. entgegen § 17 Absatz 1 geförderten Mietwohnraum selbst nutzt, nicht nur 

vorübergehend, mindestens drei Monate, leer stehen lässt oder anderen 

als Wohnzwecken zuführt oder entsprechend baulich ändert, ohne dass 

eine Ausnahme nach § 17 Absatz 2 oder Absatz 3 erteilt wurde, 

3. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 geförderten Mietwohnraum gegen eine hö-

here als in der Förderzusage festgelegte höchstzulässige Miete überlässt, 

4. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 2 eine dort genannte Nebenleistung oder 

einmalige Zahlung verlangt, 

5. entgegen § 20 Absatz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig 

oder nicht rechtzeitig macht, 

6. entgegen § 20 Absatz 2 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig 

oder nicht rechtzeitig macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geld-

buße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden. 

(3) Absatz 1 gilt für selbst genutztes Wohneigentum hinsichtlich eines Versto-

ßes gegen die Bestimmung des § 17 Absatz 4 und des § 20 Absatz 5 entspre-

chend. Die Ordnungswidrigkeit kann in diesen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 

zehntausend Euro geahndet werden. 
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§ 26 

Übergangsbestimmungen 

(1) Auf Wohnraum, der nach dem Wohnungsbaugesetz für das Saarland in der 

jeweils geltenden Fassung oder nach dem Wohnraumförderungsgesetz vom 

13. September 2001 (BGBl. I S. 2376), zuletzt geändert durch Artikel 12 Ab-

satz 15 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328), in der jeweils 

geltenden Fassung gefördert worden ist, sind die bisherigen Bestimmungen 

und wirksame Entscheidungen weiter anzuwenden, soweit in Absatz 2 keine 

abweichenden Regelungen getroffen werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt für 

1. die Bestimmung der Einkommensgrenzen § 9, 

2. die Einkommensermittlung §§ 10 und 11, 

3. die Erteilung von Wohnberechtigungsscheinen § 16, 

4. die Sicherung der Belegungsbindung § 17, 

5. die Freistellung von den Bindungen § 21 und 

6. die besonderen Wohnformen § 23 

dieses Gesetzes. 

(3) Fördermittel können bis zum 31. Dezember 2024 auf der Grundlage des 

Wohnraumförderungsgesetzes und der auf seiner Grundlage erlassenen Best-

immungen bewilligt werden; Absatz 2 findet entsprechend Anwendung. 

§ 27 

Abweichungsbefugnis 

Soweit für die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes zwingende Bedingun-

gen festgelegt werden, kann von entgegenstehenden einzelnen Vorschriften 

dieses Gesetzes abgewichen werden. 

§ 28 

Ersetzung von Bundesrecht 

Dieses Gesetz ersetzt gemäß Artikel 125a Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes 

das Wohnraumförderungsgesetz in der zuletzt geltenden Fassung. 

§ 29 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich Absatz 2 am 1. Juli 2024 in Kraft. 

(2) § 3 Absatz 2 und 3 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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B e g r ü n d u n g :  

A. Allgemeines 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. August 2006 (BGBl. 

I S. 2034) haben die Länder die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz für 

wesentliche Teile des Wohnungswesens, vor allem für das Recht der (sozialen) 

Wohnraumförderung erhalten. 

Die bundesgesetzlichen Bestimmungen gelten fort, soweit sie nicht durch Lan-

desrecht ersetzt werden. Von der durch die Föderalismusreform übertragenen 

Gesetzgebungskompetenz soll im Saarland durch den vorliegenden Gesetzent-

wurf Gebrauch gemacht werden. 

Die Notwendigkeit einer landesspezifischen Gesetzgebung ergibt sich dabei aus 

den besonderen Rahmenbedingungen des Wohnungsmarkts im Saarland, wo-

bei sich diese wie folgt beschreiben lassen: 

• Das Wohneigentum dominiert und prägt den Wohnungsmarkt im Saarland. 

Nirgendwo in Deutschland leben mehr Menschen im Wohneigentum. 

Gleichzeitig mangelt es im Bereich des Mietwohnraums an Sozialwohnun-

gen. 

• Der Wohnungsbestand im Saarland weist qualitative Defizite auf. Im 

deutschlandweiten Vergleich sind viele Wohnungen durch ein hohes Alter 

gekennzeichnet. In gleichem Maße besteht der Wohnungsbestand des 

Saarlandes nur zu einem geringen Anteil aus Neubauten. Dies ergibt auch 

mit Blick auf die demografische Entwicklung der Bevölkerung einen erhöh-

ten Modernisierungs- und Instandsetzungsbedarf mit dem Erfordernis ei-

ner qualitativen Ergänzung und Verbesserung des Wohnungsbestandes. 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Grundlage für eine soziale Wohnraum-

förderung bilden, die den künftigen Anforderungen im Saarland gerecht wird. 

Dabei werden landesspezifische Gegebenheiten berücksichtigt, überholte bzw. 

nicht benötigte Regelungen abgebaut und zeitgemäße Regelungen – z.B. zu 

der Frage, wann ein Haushalt vorliegt – geschaffen. 

Der vorliegende Entwurf bildet den künftigen gesetzlichen Rahmen für alle 

Wohnraumfördermaßnahmen des Landes. Ziele, Fördergegenstände und Re-

geln zur Sicherung der Zweckbindung werden hinreichend bestimmt formu-

liert. Gleichzeitig bleibt Raum für die weitere Ausgestaltung der Förderbestim-

mungen durch die für die soziale Wohnraumförderung zuständige oberste Lan-

desbehörde. 

Zugleich werden die Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit Stellen außerhalb 

der Landesbehörden, etwa der saarländischen Förderbank, gestärkt. 

Mit der Förderung von selbst genutztem Wohneigentum und Mietwohnraum, 

sollen Haushalte unterstützt werden, die sich am Markt nicht angemessen mit 

Wohnraum versorgen können. 
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Die Förderung soll, anders als bisher, im Mietwohnungsbereich auch Wohnge-

meinschaften sowie besonderen Wohnformen und im Bereich des selbst ge-

nutzten Wohneigentums Einpersonenhaushalten zu Gute kommen. 

Bei der Formulierung der Zielgruppen werden künftig ausdrücklich auch Stu-

dierende und Menschen mit Pflegegrad berücksichtigt. Kernaufgabe der staat-

lichen sozialen Wohnraumförderung ist es auch weiterhin, dieser Zielgruppe 

den Bezug preiswerten Wohnraums zu ermöglichen und die Wohnkosten trag-

bar zu halten. 

Zur Bewältigung der besonderen Wohnraumbedürfnisse von hilfsbedürftigen 

Menschen wie z.B. Wohnungslosen sowie insbesondere zur Berücksichtigung 

des demografischen Wandels werden flexible Gestaltungsmöglichkeiten für 

Förderprogramme und für den konkreten Einzelfall geschaffen. 

Gegenüber dem bisherigen Bundesrecht wird die Regelungsdichte erheblich 

verringert. Die Vorschriften zur Einkommensermittlung werden für einen mög-

lichst unbürokratischen Verwaltungsvollzug vereinfacht. Ebenso sehen die 

neuen Bestimmungen Erweiterungen der Handlungsspielräume bei der Wahr-

nehmung von Belegungs- und Mietbindungen vor. Des Weiteren formuliert das 

Landesgesetz Überleitungsvorschriften für die geförderten Altbestände und 

schafft damit auch die Voraussetzungen für eine einheitliche Ausübung der Be-

legungsrechte. 

B. Im Einzelnen 

Zu Artikel 1 (Saarländisches Wohnraumförderungsgesetz) 

Zum Ersten Teil (Allgemeine Bestimmungen) 

Der Erste Teil enthält die wesentlichen Elemente der künftigen sozialen Wohn-

raumförderung im Saarland, nämlich die Beschreibung ihres Zwecks und An-

wendungsbereichs in § 1, der Ziele der sozialen Wohnraumförderung sowie der 

Zielgruppen in § 2 und der Aufgaben und Zuständigkeiten in § 3. 

Zu § 1 (Zweck des Gesetzes) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 umschreibt den Zweck des Gesetzes. Dieser besteht in der Förderung 

von Maßnahmen, die der Wohnraumversorgung mit Mietwohnraum und selbst 

genutztem Wohnraum dienen (Anwendungsbereich). Die Regelung enthält 

keine Rangfolge hinsichtlich des Anwendungsbereichs; beide Anwendungsbe-

reiche stehen gleichrangig nebeneinander. 
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Zu Absatz 2 

Absatz 2 bringt zum Ausdruck, dass wie bisher kein Rechtsanspruch auf die 

Förderung besteht. Eine gerichtliche Prüfung von Förderentscheidungen ist da-

mit zwar eingeschränkt, jedoch nicht ausgeschlossen. Sie bezieht sich insbe-

sondere auf Verstöße gegen das Gleichbehandlungsgebot und Fehler in der 

Ausübung des Ermessens. 

Zu § 2 (Ziele der Wohnraumförderung; Zielgruppen) 

In Fortsetzung der Kernaufgabe der sozialen Wohnraumförderung nach dem 

Wohnraumförderungsgesetz des Bundes definiert die Vorschrift die Zielgrup-

pen der künftigen Wohnraumförderung des Saarlandes. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 formuliert die Ziele der Mietwohnraumförderung und richtet sich an 

Haushalte, die sich am Wohnungsmarkt selbst nicht angemessen mit Wohn-

raum versorgen können und daher der Unterstützung bedürfen. Kriterium hier-

für ist insbesondere die Einkommenssituation; berücksichtigt werden aber 

auch die Zugangsprobleme bestimmter Bevölkerungsgruppen. Erstmals wer-

den bei der Festsetzung der Zielgruppen ausdrücklich auch Studierende und 

Menschen mit Pflegegrad einbezogen. 

Zu Absatz 2 

Die Förderung der Bildung von selbst genutztem Wohneigentum richtet sich 

nach Absatz 2 an Haushalte, die ohne staatliche Unterstützung hierzu nicht in 

der Lage sind. 

Zu § 3 (Durchführung der Aufgaben; Zuständigkeiten) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 stellt klar, dass die soziale Wohnraumförderung eine Aufgabe des 

Landes ist. Nicht geregelt werden Fördermaßnahmen durch die Gemeinden und 

Gemeindeverbände. Diese sollen jedoch die Möglichkeit erhalten, eigene För-

dermaßnahmen mit eigenen Mitteln durchzuführen und dabei die Grundzüge 

und die Begriffe, Grundsätze und Voraussetzungen dieses Gesetzes anzuwen-

den. Eine Aufgabenzuweisung des Landes an die Gemeinden und Gemeinde-

verbände ist damit nicht verbunden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 ermöglicht es dem für die soziale Wohnraumförderung zuständigen 

Ministerium für Inneres, Bauen und Sport, die jeweils zuständige Stelle im 

Sinne des Gesetzes sachgerecht und nach den Grundsätzen einer einfachen 

Verwaltung zu bestimmen. 
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Zu Absatz 3 

Absatz 3 bildet die Rechtsgrundlage, um juristischen Personen des privaten 

Rechts die Befugnis zu verleihen, Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiet der 

sozialen Wohnraumförderung im eigenen Namen und in den Handlungsformen 

des öffentlichen Rechts wahrzunehmen. Sie ist auf den Aufgabenbereich der 

sozialen Wohnraumförderung beschränkt und geht inhaltlich weiter als die zum 

Vorbild genommene Regelung des § 44 Absatz 3 der Haushaltsordnung des 

Saarlandes, die auf die Weitergabe oder die Gewährung von Zuwendungen 

beschränkt ist. Sie soll die Möglichkeit der Zusammenarbeit mit Stellen außer-

halb der Landesverwaltung, insbesondere mit der Saarländischen Investitions-

kreditbank, eröffnen und deren Position in der Wahrnehmung von Aufgaben 

der sozialen Wohnraumförderung stärken. Dies ist insbesondere bei der Durch-

führung von Förderprogrammen erforderlich, die klassisch nach der Zwei-Stu-

fen-Theorie des Subventionsrechts aufgebaut sind und bei denen die Bewilli-

gung der Leistung nach öffentlichem Recht erfolgt, während die Durchführung 

der Leistung zivilrechtlich – etwa durch Darlehensvertrag – ausgestaltet ist. 

Über die Bewilligung von Fördermitteln hinaus soll zudem die Möglichkeit be-

stehen, der Förderbank weitere Verwaltungsaufgaben, die im Zusammenhang 

mit der sozialen Wohnraumförderung stehen, zu übertragen. 

Zu Absatz 4  

Die Regelung begründet eine jährliche Berichtspflicht für das für die soziale 

Wohnraumförderung zuständige Ministerium. 

Zum Zweiten Teil (Förderung) 

Der Zweite Teil enthält im ersten Abschnitt Regelungen zu Begriffen (§§ 4 und 

5), Grundsätzen (§ 6) und Voraussetzungen (§§ 7 bis 11), insbesondere be-

züglich der einkommensmäßigen Bestimmung der Zielgruppen als Kernele-

ment der sozialen Wohnraumförderung (§§ 9 bis 11). 

Im zweiten Abschnitt sind Regelungen zum Förderempfänger (§ 12) und zur 

Förderzusage sowie zu Entgeltregelungen (§ 13) enthalten. 

Zu § 4 (Begriffsbestimmungen) 

Die Regelung bestimmt die zur Anwendung des Gesetzes erforderliche Termi-

nologie. Um Kontinuität sicherzustellen, entsprechen die Definitionen überwie-

gend den im bisherigen Wohnraumförderungsrecht enthaltenen Begriffen und 

der dazu ergangenen Rechtsprechung. 

Die Definition des „Wohnraums“ in Nummer 1 entspricht der bisherigen Rege-

lung in § 17 Absatz 1 des Wohnraumförderungsgesetzes des Bundes (WoFG). 

Mit dem Merkmal „umbaut“ wird klargestellt, dass es sich um bauliche Anlagen 

handeln muss und andere Räume, die auch Wohnzwecken dienen können (bei-

spielsweise Wohnwagen, Wohnschiffe, Zelte) nicht erfasst sind. Das Merkmal 

„dauernd“ schließt Sommerwohnungen, Ferienhäuser und ähnliche Anlagen 
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aus. Die rechtliche Eignung setzt voraus, dass der Wohnraum unter baurecht-

lichen Gesichtspunkten materiell zulässig ist. 

Nummer 2 bestimmt den Begriff des „selbst genutzten Wohneigentums“. Dem 

Begriff unterfallen sowohl das auf einem eigenen Grundstück oder auf Grund 

eines Erbbaurechts errichtete Eigenheim als auch das Wohnungseigentum an 

einem Gebäude oder einer Wohnung verbunden mit Gemeinschaftseigentum 

am Grundstück. 

Nummer 3 definiert den Begriff des „Mietwohnraums“ in Abgrenzung zum 

selbstgenutzten Wohneigentum. Neben der Gebrauchsüberlassung auf Grund 

eines Mietvertrages sind auch genossenschaftliche und sonstige Nutzungsver-

hältnisse genannt. Nach den mietrechtlichen Vorschriften des Bürgerlichen Ge-

setzbuches findet das Mietrecht auf genossenschaftliche Nutzungsverhältnisse 

uneingeschränkt Anwendung. Für die Zwecke dieses Gesetzes soll in der Be-

griffsbestimmung herausgestellt werden, dass im Rahmen der sozialen Wohn-

raumförderung genossenschaftliche und andere vergleichbare Nutzungsver-

hältnisse wie Mietverhältnisse behandelt werden. 

Die Definition der „Wohnfläche“ in Nummer 4 entspricht derjenigen in § 19 

Satz 1 WoFG. i Die Berechnung der Wohnfläche richtet sich nach § 8. 

Nummer 5 definiert den „Wohnungsbau“. Dieser umfasst alle technischen Va-

rianten zum Schaffen von dauerhaftem Wohnraum durch Neubau, Änderung, 

Erweiterung und Wiederherstellung. 

Die Begriffsbestimmung in Nummer 6 entspricht derjenigen in § 16 Absatz 3 

WoFG. „Modernisierung“ dient im Unterschied zum Wohnungsbau nicht dem 

Schaffen von neuem Wohnraum, sondern der Verbesserung des Zustands vor-

handenen Wohnraums. Die Modernisierung umfasst im Wesentlichen Maßnah-

men an der Wohnung und am Gebäude, einschließlich der hierdurch verur-

sachten Instandsetzungen. 

Nummer 7 definiert den Begriff „Haushalt“ für die soziale Wohnraumförderung 

im Saarland neu. Die Regelung geht weit über die bislang geltende Regelung 

in § 18 WoFG heraus. Sie erfasst sowohl im Bereich der Mietwohnraumraum-

förderung als auch im Bereich des selbst genutzten Wohneigentums nunmehr 

alle Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaften. Darüber hinaus sind im Bereich 

der Mietwohnraumraumförderung auch reine Wohngemeinschaften und im Be-

reich des selbst genutzten Wohneigentums Einpersonenhaushalte erfasst. 

Nummer 8 definiert erstmals den Begriff des „Verfügungsberechtigten“. Hier-

unter fällt der durch die Förderung berechtigte und verpflichtete Eigentümer, 

aber auch der sonstige durch die Förderung berechtigte und verpflichtete Ver-

fügungsberechtigte, zum Beispiel der Erbbauberechtigte und der Vermieter. 

Nummer 9 definiert den in § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 verwendeten Begriff 

„Selbsthilfe“, bei dem es sich um eine Form der von Bauherrn zu erbringenden 

Eigenleistung handelt. 
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Zu § 5 (Fördergegenstände, Fördermittel) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt, auf welche Maßnahmen sich die Förderung erstrecken darf. 

Die Fördergegenstände Wohnungsbau (Nummer 1), Modernisierung von 

Wohnraum (Nummer 2), Erwerb bestehenden Wohnraums (Nummer 3) und 

der Erwerb von Belegungsrechten (Nummer 4) stehen in der Kontinuität des 

bisherigen Rechts und setzen voraus, dass es sich um Maßnahmen zum Zwe-

cke der sozialen Wohnraumförderung mit den in § 2 genannten Zielen handelt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 benennt die möglichen Förderinstrumente. Die Förderung kann durch 

vergünstigte Darlehen, (verlorene) Zuschüsse oder durch eine Kombination 

beider Möglichkeiten (Baudarlehen mit Tilgungszuschüssen [Nummer 1]) so-

wie durch die Übernahme von Bürgschaften usw. zur Sicherung von Forderun-

gen Dritter (Nummer 2) erfolgen. Nummer 3 ermöglicht eine Förderung mit 

weiteren Förderinstrumenten, etwa die Bereitstellung verbilligten Baulands o-

der die Bestellung eines Erbbaurechts. 

Der Einsatz aller Förderinstrumente setzt die Verfügbarkeit von entsprechen-

den Haushaltsmitteln voraus.  

Zu § 6 (Fördergrundsätze) 

Die Regelung enthält in 9 Nummern nicht abschließend die übergeordneten 

Leitlinien für die Aufstellung von Wohnraumförderungsprogrammen. Sie ver-

deutlichen, dass die soziale Wohnraumförderung bestimmten qualitativen An-

sprüchen entsprechen und in Abstimmung mit anderen öffentlichen Aufgaben, 

namentlich mit städtebaulichen Planungen und Maßnahmen, vollzogen werden 

soll. Aus den Grundsätzen folgt, dass mit der sozialen Wohnraumförderung 

über die reine Aufgabe der Wohnungsversorgung hinaus auch andere öffentli-

che Ziele mit verfolgt werden dürfen. Die einzelnen Fördergrundsätze stehen 

gleichrangig nebeneinander; eine Rangfolge ergibt sich nicht. Die Fördergrund-

sätze begründen keinen Rechtsanspruch durch Dritte auf ihre Beachtung. 

Nach Nummer 1 sollen die örtlichen und regionalen wohnungswirtschaftlichen 

Verhältnisse bei der Förderung berücksichtigt werden. So können auch die Be-

lange der Gemeinden und Gemeindeverbände bei der sozialen Wohnraumför-

derung Berücksichtigung finden; dies gilt insbesondere, wenn sich diese mit 

eigenen Mitteln an der Förderung beteiligen oder Wohnraumkonzepte vorlie-

gen. 

Der Grundsatz in Nummer 2 soll erreichen, dass bei der Förderung die spezi-

ellen Anforderungen der in § 2 genannten Zielgruppen Berücksichtigung fin-

den. Hierzu zählen beispielsweise die Belange von Haushalten mit Kindern oder 

der besondere Bedarf von Menschen mit Behinderung. 
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Durch den Grundsatz in Nummer 3 soll berücksichtigt werden, dass im Rahmen 

der Förderung ausgewogene Siedlungsstrukturen sowie ausgeglichene wirt-

schaftliche, soziale und kulturelle Verhältnisse und insbesondere sozial stabile 

Bewohnerstrukturen erhalten oder geschaffen werden. Diesem Ziel kann bei-

spielsweise durch Mischung von nicht geförderten Wohnungen und Wohnungen 

der sozialen Wohnraumförderung innerhalb eines Wohngebietes Rechnung ge-

tragen werden. Vorstellbar ist auch eine differenzierte Begründung von Bele-

gungsrechten mit unterschiedlicher Befristung. 

Durch den Grundsatz in Nummer 4 soll gewährleistet werden, dass bei der 

Förderung von Baumaßnahmen der Grundsatz der Barrierefreiheit, einschließ-

lich des rollstuhlgerechten Wohnens, so weit wie möglich umgesetzt wird. Ziel 

ist es, ausreichend Wohnraum vorzuhalten, der möglichst in allen Lebenspha-

sen genutzt werden kann. Der Grundsatz nimmt nicht ausdrücklich Bezug auf 

die einschlägigen DIN-Normen, sondern lässt Spielraum – insbesondere bei 

Maßnahmen im Wohnungsbestand – für eine praxisnahe Vorgabe zur baulichen 

Ausgestaltung in den Förderbestimmungen. 

Der Grundsatz in Nummer 5 soll den sparsamen Umgang mit Grund und Boden 

sowie ressourcenschonende Bauweisen bei geförderten Maßnahmen sicherstel-

len. Unabhängig von den Anforderungen der bau- und umweltrechtlichen Fach-

gesetze sollen bei der sozialen Wohnraumförderung ökologische Aspekte be-

rücksichtigt werden. Dazu zählen beispielsweise die dauerhafte Senkung des 

Primärenergieverbrauchs und des Wasserverbrauchs, die bevorzugte Verwen-

dung erneuerbarer Energien und die Minimierung der Flächenversiegelung 

durch sparsame Inanspruchnahme von Bauland. 

Nach Nummer 6 sollen die Möglichkeiten der Nutzung des vorhandenen Woh-

nungsbestandes berücksichtigt werden. Damit wird anerkannt, dass Maßnah-

men im Wohnungsbestand häufig ebenso geeignet wie Neubaumaßnahmen 

und oftmals kostengünstiger als solche sind. Hierzu zählen insbesondere die 

Förderung der Modernisierung und die Förderung des Erwerbs von Wohneigen-

tum aus dem Bestand. 

Der Grundsatz der Verbesserung der Wohnqualität, welcher in Nummer 7 ge-

regelt wird, ist ein wichtiger Ansatzpunkt, auf den durch die soziale Wohn-

raumförderung eingewirkt werden kann. Der Grundsatz steht in engem Ver-

hältnis zu Nummer 6 und soll vor dem Hintergrund des verhältnismäßig hohen 

Gebäudealters im Saarland bei der Förderprogrammentwicklung berücksichtigt 

werden. 

Die Nachfrage nach generationenübergreifenden Wohnformen und nach For-

men gemeinschaftlichen Wohnens, insbesondere im Rahmen der gesundheitli-

chen Versorgung, nimmt zu. Diese Wohnformen sollen gemäß Nummer 8 im 

Rahmen der Wohnungsbauprogramme berücksichtigt werden. 

Der Grundsatz in Nummer 9 erkennt den engen Zusammenhang der sozialen 

Wohnraumförderung mit der städtebaulichen Entwicklung an. Die Förderge-
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genstände sind häufig Teil der Erneuerung städtischer Quartiere, deren Maß-

nahmen neben der Beseitigung städtebaulicher Missstände die Aufwertung des 

Lebens- bzw. Wohnumfelds und die Anpassung der städtebaulichen Infrastruk-

tur zum Ziel haben. Der Grundsatz soll die Basis für eine integrierte Wohnungs-

marktstrategie der einzelnen Förderinstrumente bilden. 

Zu § 7 (Wohnraumförderungsbestimmungen) 

Zu Absatz 1 

Das Gesetz bedarf zu seiner Umsetzung flexibler Förderbestimmungen, für de-

ren Erarbeitung gemäß Absatz 1 das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport 

verantwortlich ist. Die Wohnraumförderungsbestimmungen sind zur Konkreti-

sierung der Förderung von maßgeblicher Bedeutung und enthalten neben der 

Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe Vorgaben zur Durchführung des För-

derverfahrens und erforderlichenfalls weitere Anforderungen an den zu för-

dernden Wohnraum sowie Vorgaben zur Nutzung des geförderten Wohnraums. 

Durch die Förderbestimmungen kann unmittelbar und schnell auf den festge-

stellten Bedarf reagiert werden. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung in Absatz 2 stellt klar, dass die Förderprogramme für alle Förder-

bewerber gleichermaßen gelten. Transparenz der Förderung wird erreicht, in-

dem in den Förderprogrammen die Leistungen und die Gegenleistungen sowie 

die Voraussetzungen der Förderung beschrieben werden. Die Förderung muss 

bedarfsgerecht sein und für einen angemessenen Zeitraum erfolgen. 

Zu § 8 (Wohnfläche) 

§ 4 Nummer 4 definiert den Begriff „Wohnfläche“. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält den materiell-rechtlichen Maßstab zur Bestimmung der Größe 

des Wohnraums, der gefördert werden kann. Eine Wohnung muss danach eine 

angemessene Wohnfläche aufweisen und hierbei die Größe des Haushalts und 

die berechtigten Bedürfnisse der Bewohnerinnen und Bewohner berücksichti-

gen. Die Besonderheiten bei Maßnahmen im Wohnungsbestand und bei der 

Förderung von selbst genutztem Wohneigentum sind zu berücksichtigen. Der 

unbestimmte Rechtsbegriff der „Angemessenheit“ kann im Gesetzesvollzug 

unter Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze der Wohnraumförderung 

konkretisiert werden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass sich die Berechnung der Wohnfläche nach der 

auf Bundesebene erlassenen Wohnflächenverordnung richtet. Satz 2 ermäch-

tigt das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport dazu, von der Wohnflächen-

verordnung des Bundes abweichende Bestimmungen durch Rechtsverordnung 
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zu erlassen. Die landesrechtlichen Bestimmungen können vollständig oder teil-

weise von der Wohnflächenverordnung abweichen und sich insbesondere auch 

auf die Ermittlung der Grundfläche sowie die Anrechnung der Grundflächen 

beziehen.  

Zu § 9 (Einkommensgrenzen) 

Die Regelung bestimmt die für den Bezug von Mietwohnungen sowie für die 

Förderung von Wohneigentum maßgeblichen Einkommensgrenzen und grenzt 

damit den Kreis der Berechtigten ab. Die Vorschrift hat eine zentrale Bedeu-

tung für die Zielrichtung und den Zweck der sozialen Wohnraumförderung. Der 

Festlegung der Höhe der Einkommensgrenzen liegt eine Abwägung zugrunde: 

Auf der einen Seite sollen einseitige Bewohnerstrukturen vermieden werden, 

die durch eine zu niedrige Festsetzung der Einkommensgrenze begünstigt wer-

den können. Auf der anderen Seite würde eine zu weite Festlegung des Be-

rechtigtenkreises bei einem rückläufigen Bestand an Wohnungen mit Miet-

preis- und Belegungsbindung die Möglichkeit verschlechtern, die Haushalte zu 

unterstützen, die sich aus eigener Kraft nicht angemessen mit Wohnraum ver-

sorgen können. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Wohnraumförderung im 

Saarland durchaus unterschiedliche Gruppen unterstützen soll. Dies sind zum 

einen Haushalte mit geringem Einkommen, die sich aus eigener Kraft die am 

Markt angebotenen, ihren Wohnbedürfnissen entsprechenden Mietwohnungen 

finanziell nicht leisten können. Unter Berücksichtigung der besonderen Bedeu-

tung des Wohneigentums im Saarland sollen auch diejenigen Haushalte unter-

stützt werden, die sich zwar aus eigener Kraft mit für sie angemessenem Miet-

wohnraum versorgen können, zur Wohneigentumsbildung ohne staatliche Hil-

fen aber nicht in der Lage sind. 

Zu Absatz 1 

Gemäß Absatz 1 darf die Förderung nur Haushalte begünstigen, deren Gesamt-

einkommen die Grenzen für das jährliche Einkommen, die in Absatz 2 (in Ver-

bindung mit Absatz 5) und Absatz 3 bezeichnet oder von dem Ministerium für 

Inneres, Bauen und Sport nach Absatz 4 abweichend festgelegt sind, nicht 

überschreitet. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 legt gesetzlich die für den Bezug von geförderten Mietwohnungen 

(Satz 1 Nr. 1) sowie für die Förderung von Wohneigentum (Satz 1 Nr. 2) maß-

gebliche jährliche Einkommensgrenze fest und konkretisiert damit die Ziel-

gruppe der sozialen Wohnraumförderung. Die Einkommensgrenzen sind ge-

staffelt nach der Größe des Haushalts und orientieren sich an den Beträgen, 

die in Rheinland-Pfalz aktuell gelten. 

Zur besonderen Förderung von Haushalten mit Kindern erhöht sich – wie nach 

bisherigem Recht – die Einkommensgrenze nach Satz 2 um 1.300 Euro für 

jedes zum Haushalt gehörende Kind. 
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Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält eine Regelung zur Einkommensgrenze bei Wohngemeinschaf-

ten, die keinen Haushalt bilden, der gemeinsam wirtschaftet. Dies ist regelmä-

ßig bei studentischen Wohngemeinschaften und anderen gemeinschaftlichen 

Wohnformen, zum Beispiel von kranken Personen oder Personen mit Behinde-

rungen, von Bedeutung, da diese ihre Wohnberechtigung verlieren könnten, 

wenn sie nach den Regelungen für gemeinsam wirtschaftende Haushalte be-

handelt würden. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 ermächtigt das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport, durch 

Rechtsverordnung von den in Absatz 2 festgelegten Einkommensgrenzen Ab-

weichungen festzulegen. Die Ermächtigung entspricht inhaltlich § 9 Absatz 3 

WoFG. 

Zu Absatz 5 

Die Regelung in Absatz 5 führt zu einer automatischen Anpassung der Einkom-

mensgrenze an sich verändernde Verbraucherpreise der privaten Haushalte in 

einem Zeitraum von jeweils drei Jahren beginnend mit dem 1. Januar 2026. 

Anknüpfungspunkt ist der vom Statistischen Bundesamt festgestellte Verbrau-

cherpreisindex für Deutschland. Diese Dynamisierungsklausel macht eine Ge-

setzesänderung zum Zweck der Anpassung der Einkommensgrenze entbehr-

lich. Die angepasste Einkommensgrenze kann jeweils unmittelbar vom zustän-

digen Fachministerium bekannt gegeben werden. 

Zu § 10 (Gesamteinkommen, Einkommensermittlung) 

Die Regelung trifft Festlegungen zur Ermittlung des der Einkommensgrenze 

gegenüberzustellenden Einkommens.  

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt als maßgebliches Einkommen das Gesamteinkommen des 

Haushalts und definiert dieses als Summe der Jahreseinkommen der Haus-

haltsangehörigen abzüglich der Frei- und Abzugsbeträge nach § 11. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 verweist dynamisch für die Ermittlung des Jahreseinkommens auf die 

im Wohngeldrecht bewährte Methode zur Einkommensermittlung. Dem Be-

stimmtheitsgebot wird durch den klar definierten und abgegrenzten Rege-

lungsbereich der Normen ausreichend Rechnung getragen. Die Verweisung 

lässt hinreichend klar erkennen, welche Bestimmungen (§§ 14 bis 16 des 

Wohngeldgesetzes) im Einzelnen gelten sollen. Die Anknüpfung an das Ein-

kommensteuerrecht zuzüglich eines Positivkatalogs steuerfreier bzw. steuer-

frei wirkender Einkünfte hat sich im Wohnraumförderungs- und Wohngeldrecht 

bewährt. Bereits die Regelungen in § 21 Absatz 1 und 2 WoFG und § 14 Absatz 
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1 und 2 des Wohngeldgesetzes waren weitgehend identisch. Der Vorteil der 

dynamischen Verweisung auf das Wohngeldgesetz besteht darin, dass davon 

auszugehen ist, dass der Bundesgesetzgeber bei entsprechender Änderung der 

dort genannten Bezugsnormen, beispielsweise des Einkommensteuerrechts, 

das Wohngeld der neuen Gesetzeslage anpasst. Die Alternative einer regelmä-

ßigen landesgesetzlichen Harmonisierung an das Wohngeldgesetz würde nur 

mit Zeitverzögerung gelingen.  

Zu Absatz 3 

Absatz 3 normiert Fälle, in denen die Einkommensgrenze als erfüllt gilt und 

verweist diesbezüglich ebenfalls auf das Wohngeldrecht. Damit wird vielen 

wohnungssuchenden Personen der Zugang zu geförderten Wohnungen erleich-

tert und das Verwaltungsverfahren beschleunigt. Im Rahmen der Erteilung von 

Leistungsbescheiden haben Wohnungssuchende, die Transferleistungen emp-

fangen, bereits detaillierte Einkommens- und Vermögensangaben gemacht. 

Um diesen Haushalten den Aufwand des erneuten Einkommensnachweises und 

der zuständigen Stelle die Einkommensermittlung zu ersparen, gilt in diesen 

Fällen die Einkommensgrenze als erfüllt. 

Zu § 11 (Frei- und Abzugsbeträge) 

Die Vorschrift ersetzt § 24 WoFG und normiert die Frei- (Absatz 1) und Ab-

zugsbeträge (Absatz 2).  

Zu Absatz 1 

Für die Ermittlung des Gesamteinkommens wird in Absatz 1 ein einheitlicher 

Freibetrag für Haushaltsangehörige mit einem Grad der Behinderung von we-

nigstens 50 oder ab der Zuordnung zu dem Pflegegrad 1 nach § 15 des Elften 

Buches Sozialgesetzbuch festgelegt. Die differenziertere Regelung des § 24 

Absatz 1 Nummer 1und 2 WoFG wird zu Gunsten der Vereinfachung des Ver-

waltungsvollzugs aufgegeben. Der Freibetrag für sogenannte „junge Ehepaare“ 

(bisherige Regelung des § 24 Absatz 1 Nummer 3 WoFG) entfällt ersatzlos, da 

er Haushalte, bei denen diese Voraussetzungen nicht vorliegen, benachteiligt. 

Ebenso entfällt der in § 24 Absatz 1 Nummer 4 WoFG geregelte Freibetrag für 

Alleinerziehende. Dies wird gesetzlich durch eine Erhöhung des Betrages für 

Kinder bei der Einkommensberechnung im Wesentlichen kompensiert. Gleiches 

gilt für den in § 24 Absatz 1 Nummer 5 WoFG geregelten Freibetrag für Kinder 

mit eigenem Einkommen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 ersetzt § 24 Absatz 2 WoFG. Satz 1 entspricht § 24 Absatz 2 Satz 1 

WoFG. Satz 2 Nummern 1 bis 3 orientieren sich an § 24 Absatz 2 Satz 2 WoFG. 

Die Abzugsbeträge für Haushaltsangehörige, die auswärts untergebracht sind 

(Satz 2 Nummer 1) und für eine sonstige nicht zum Haushalt rechnende Per-

sonen (Satz 2 Nummer 3) werden um jeweils 1.000 Euro angehoben. 
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Die Vorschrift in Satz 2 Nummer 4 ist neu. Sie enthält erstmals einen Abzugs-

betrag für Unterhaltsleistungen an Kinder getrenntlebender Eltern. 

Zu § 12 (Förderempfänger) 

Die Vorschrift ersetzt § 11 WoFG.  

Zu Absatz 1 

Absatz 1 entspricht im Wesentlichen § 11 Absatz 1 WoFG. Davon abweichend 

öffnet Absatz 1 Nummer 3 die Möglichkeit der Förderung des Bestandserwerbs 

für Mietwohnraum.  

Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht im Wesentlichen § 11 Absatz 3 WoFG, der sich in der Praxis 

bewährt hat und unverzichtbar ist. Abweichend von § 11 Absatz 3 Nummer 5 

WoFG sollen zukünftig gemäß Absatz 2 Nummer 5 (z.B. grundschuldmäßig) 

besicherte Darlehen als Eigenleistungsersatz anerkannt werden können. 

Zu § 13 (Förderzusage; Entgeltregelung) 

Die Vorschrift enthält in den Absätzen 1 bis 3 Regelungen zur Förderzusage 

und in Absatz 4 eine Entgeltregelung. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 normiert ein Antragserfordernis. Satz 2 ermöglicht in Fortset-

zung der bislang geltenden Regelungen, dass die Förderzusage in Form eines 

begünstigenden Verwaltungsakts oder in Form eines öffentlich-rechtlichen Ver-

trags erlassen werden kann. Anders als gemäß § 13 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 

2 WoFG bedarf die Förderzusage künftig nicht mehr zwingend der Schriftform 

und trägt damit den Prozess der Digitalisierung Rechnung. Förderzusagen kön-

nen bis zur Etablierung der Möglichkeit einer medienbruchfreien Abwicklung 

von Verwaltungsverfahren weiterhin in Schriftform ergehen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht der Regelung in § 13 Absatz 2 WoFG. Absatz 2 Satz 1 legt 

den gesetzlichen Mindestinhalt der Förderzusagen fest. Satz 2 bestimmt, dass 

weitere für den jeweiligen Förderzweck erforderliche Bestimmungen in die För-

derzusage aufgenommen werden können. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält in Abweichung von bislang geltendem Bundesrecht (§ 13 Ab-

satz 3 Satz 2 WoFG) eine neue Regelung für die Rechtsnachfolge, die aus-

drücklich alle Rechten und Pflichten aus der Förderzusage auf den Rechtsnach-

folger übergehen lässt.  



Drucksache 17/865 Landtag des Saarlandes  

 

32 

Zu Absatz 4 

Die Regelung formuliert Höchstgrenzen für das Entgelt, das die Bewilligungs-

stelle für die Abgeltung ihres Verwaltungsaufwands für die Entscheidung über 

die Bewilligung eines Förderdarlehens, eines Zuschusses oder einer Bürgschaft 

(Satz 1 und 2) und die Verwaltung von Förderdarlehens (Satz 3) erhalten kann. 

Die Höhe des Entgelts wird in Abstimmung mit dem Ministerium für Inneres, 

Bauen und Sport nach Satz 4 in den Förderbestimmungen für die einzelnen 

Förderprogramme festgelegt. Satz 5 ermöglicht es, sowohl das Bearbeitungs-

entgelt als auch das jährliche Entgelt für die Verwaltung eines Förderdarlehens 

im Rahmen des Zinssatzes zu erheben. 

Zum Dritten Teil (Begründung und Sicherung der Zweckbindung) 

Der Dritte Teil umfasst die §§ 14 bis 23 und enthält Regelungen zur Begrün-

dung und Sicherung der Zweckbindung. 

Zu § 14 (Anwendungsbereich) 

Die Vorschrift legt den Anwendungsbereich der Zweckbindung fest und unter-

scheidet dabei in Fortführung der bisherigen Rechtslage die Zweckbindung im 

Bereich des Mietwohnraums (Absatz 1) und im Bereich des selbst genutzten 

Wohneigentums (Absatz 2). 

Zu § 15 (Gegenstände und Arten der Belegungsrechte) 

Die Vorschrift ersetzt § 26 WoFG und übernimmt neu formuliert dessen Rege-

lungsgehalt. 

Zu § 16 (Wohnberechtigungsschein) 

Die Vorschrift ersetzt § 27 Absatz 1 bis 5 WoFG. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 legt fest, dass ein Wohnberechtigungsschein nur erforderlich ist, 

wenn Belegungsrechte in der Förderzusage als allgemeine Belegungsrechte 

bestimmt wurden. 

Zu Absatz 2 

Ein Wohnberechtigungsschein kann nur auf Antrag erteilt werden. Absatz 2 

normiert diesbezüglich das Erfordernis der Antragsberechtigung. Die gesetzli-

chen Voraussetzungen müssen in Bezug auf jeden Haushaltsangehörigen er-

füllt sein. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält einen gebundenen Anspruch auf Erteilung eines Wohnberech-

tigungsscheins für antragsberechtigte Haushalte, welche die Einkommens-

grenze nach § 9 einhalten. 
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Zu Absatz 4 

Absatz 4 enthält einen Anspruch auf ermessenfehlerfreie Entscheidung bei 

Überschreitung der im Einzelfall maßgeblichen Einkommensgrenze. Danach 

kann in Fortführung der bisherigen Rechtslage der Wohnberechtigungsschein 

abweichend von Absatz 3 erteilt werden, wenn die Versagung für den Woh-

nungssuchenden eine besondere Härte bedeuten würde (Nummer 1) oder der 

Wohnungssuchende durch den Bezug der Wohnung eine andere geförderte 

Wohnung freimacht, deren Miete, bezogen auf den Quadratmeter Wohnfläche, 

niedriger ist oder deren Größe die für ihn maßgebliche Wohnungsgröße über-

steigt (Nummer 2.). 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 Satz 1 bestimmt, dass in dem Wohnberechtigungsschein die für den 

Wohnungssuchenden und seine Haushaltsangehörigen maßgebliche Wohn-

raumgröße nach der Raumzahl oder nach der Wohnfläche anzugeben ist. Satz 

2 enthält einen Anspruch auf ermessenfehlerfreie Entscheidung bei Überschrei-

tung der im Einzelfall maßgeblichen Wohnfläche. Danach kann in Fortführung 

der bisherigen Rechtslage zur Berücksichtigung besonderer persönlicher oder 

beruflicher Bedürfnisse eines Haushaltsangehörigen oder eines nach der Le-

benserfahrung in absehbarer Zeit zu erwartenden zusätzlichen Raumbedarfs 

(Nummer 1) oder zur Vermeidung besonderer Härten (Nummer 2) von der 

maßgeblichen Grenze abgewichen werden. 

Zu Absatz 6 

Nach den Wohnraumförderungsbestimmungen (§ 7) und Förderzusagen (§ 13) 

können bestimmte Wohnungen bestimmten Personengruppen vorbehalten 

sein, z.B. Menschen mit Behinderungen. In diesen Fällen ist nach Absatz 6 Satz 

1 die Zugehörigkeit zu dieser Personengruppe als Angabe in den Wohnberech-

tigungsschein aufzunehmen. Nach Satz 2 kann sie zuständige Stelle von dem 

Vorbehalt abweichen, wenn der geförderte Wohnraum zu diesem Zeitpunkt 

von der jeweiligen Gruppe nicht nachgefragt wird. Die Regelung soll mehr Fle-

xibilität in der Förderung bewirken und Leerstände vermeiden. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 enthält einen bei allen Verwaltungsverfahren, die auf den Erlass eines 

Wohnberechtigungsscheins gerichtet sind, zu beachtenden zwingenden Versa-

gungsgrund. Danach ist die Erteilung des Wohnberechtigungsscheins zu ver-

sagen, wenn sie auch bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 3 nicht 

gerechtfertigt wäre. Dies ist insbesondere der Fall, wenn nachweisbar ist, dass 

Antragsteller über erhebliches Vermögen verfügen. 

Zu Absatz 8 

Die Vorschrift enthält eine Regelung zur Zulässigkeit von Untervermietungen. 
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Die Zulässigkeit der Untervermietung einer sozialgebundenen Wohnung hat in 

der Praxis wiederholt Fragen aufgeworfen. Das Wohnraumförderungsgesetz 

enthält dazu keine spezialgesetzliche Aussage. In der Förderung war deshalb 

bislang das allgemeine Mietrecht des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) zu be-

achten. Die neue Vorschrift in Absatz 8 sorgt für klare Rahmenbedingungen 

bei der Untervermietung und schränkt die Zulässigkeit aus bindungsrechtlicher 

Sicht ein. 

Da im Fokus der sozialen Wohnraumförderung die Versorgung einkommens-

schwacher Haushalte steht, kommt eine Untervermietung einer kompletten 

Wohnung gemäß Satz 1 nur in Ausnahmefällen in Betracht. Sie kann z.B. kon-

zeptionell angelegt sein, wenn soziale Träger Wohnprojekte in Form von 

Haupt- und Untermietverhältnis anbieten. Der besondere Wohnungsbedarf ist 

nicht gleichzusetzen mit einem dringenden Wohnungsbedarf.  Stattdessen ist 

der Begriff weiter gefasst und umfasst auch Wohnprojekte beziehungsweise 

Wohnformen mit einer inhaltlichen Ausrichtung und gegebenenfalls zuge-

schnitten auf eine bestimmte Zielgruppe. Daneben sind auch Fälle denkbar, in 

denen Kommunen Wohnungen als Zwischenmieter für dringlich Wohnungssu-

chende anmieten. Diese Konstellationen sollen weiterhin zulässig sein. Auch 

das Wohnraummietrecht sieht gemäß § 578 Absatz 3 BGB einen besonderen 

Schutz solcher Mietverhältnisse vor und erweitert die Rechte der Untermieter. 

Bleibt zumindest ein Teil des Haushalts in der Wohnung und stehen nur ein-

zelne freie Räume zur Verfügung, darf gemäß Satz 2 an Wohnberechtigte un-

tervermietet werden. Hier ist davon auszugehen, dass ein Verbot eher zum 

Leerstand von Räumen führen würde, als dass der Mieterhaushalt die Wohnung 

verlässt. Erfahrungsgemäß überwiegt die Verwurzelung im Quartier und in der 

Nachbarschaft. Voraussetzung ist allerdings insbesondere, dass sich der 

Hauptmieter die Wohnberechtigung nachweisen lässt. 

Absatz 8 regelt nur die bindungsrechtlichen Voraussetzungen einer Unterver-

mietung. Die mietrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die in der Regel 

notwendige Erlaubnis der Untervermietung durch den Vermieter oder die Ver-

mieterin bleiben unberührt (vgl. § 553 Absatz 1 BGB).  

Die Mietbindung hat auch ein Hauptmieter zu beachten. Er kann keine höhere 

Miete verlangen, als er selber dem Vermieter im Rahmen der Bestimmungen 

zur höchstzulässigen Miete nach § 18 schuldet. Auch der Vermieter bleibt hie-

ran gebunden – das Gesetz erlaubt ein Heraufsetzen der Miete aufgrund der 

Untervermietung nicht. 

Zu Absatz 9 

Absatz 9 enthält eine Regelung zum Vorgehen beim Auszug oder Tod des In-

habers des Wohnberechtigungsscheins oder des entsprechend Berechtigten. 

Bei Wegzug benötigen die Haushaltsangehörigen für die öffentlich-rechtlich 

weitere Nutzung der Wohnung einen neuen Wohnberechtigungsschein, der sie 

als wohnberechtigt ausweist. Dies gilt nicht für den in Satz 2 genannten Per-

sonenkreis. 
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Zu § 17 (Sicherung der Belegungsbindung) 

Geförderter Wohnraum unterliegt neben den Belegungs- und Mietbindungen 

nach den §§ 15 und 18 weiteren Bindungen, die sicherstellen sollen, dass der 

Förderzweck erreicht wird. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Zweckbindung von Mietwohnraum; er darf nicht zu anderen 

Zwecken als zur Vermietung genutzt werden und nicht länger als drei Monate 

leer stehen. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 werden Ausnahmen von der in Absatz 1 verankerten Zweckbindung 

geregelt. Bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen von Nummer 1 oder 

Nummer 2 hat der Antragsteller einen Anspruch auf Erteilung der Ausnahme. 

Nummer 1 regelt die Selbstnutzung durch den Verfügungsberechtigten (Aus-

nahme von Absatz 1 Nummer 1). Nummer 2 regelt die Voraussetzungen für 

die Erteilung einer Leerstandsgenehmigung (Ausnahme von Absatz 1 Nummer 

2). 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Möglichkeit einer Ausnahmegenehmigung für Fälle der 

Zweckentfremdung. Die Erteilung der Genehmigung liegt – anders als in den 

Fällen des Absatz 2 – im Ermessen der zuständigen Behörde und setzt voraus, 

dass ein überwiegendes öffentliches oder berechtigtes privates Interesse vor-

liegt; dieses liegt etwa dann vor, wenn gerade dieser Wohnraum zur Versor-

gung mit sozialen Einrichtungen oder lebenswichtigen Diensten verwendet 

werden soll. Überwiegende private Belange sind etwa gegeben, wenn ohne 

Nutzung des gebundenen Wohnraums zu gewerblichen oder beruflichen Zwe-

cken die wirtschaftliche Existenz der Zweckentfremderin oder des Zweckent-

fremders unausweichlich gefährdet würde. Im Ermessen der zuständigen Be-

hörde liegt es auch, ob sie für die Zweckentfremdung eine angemessene Geld-

leistung als Ausgleich oder die Einräumung von Belegungs- und Mietbindungen 

an gleichwertigem Wohnraum fordert.  

Satz 2 normiert die Wiederherstellungspflicht des Wohnraums zu Wohnzwe-

cken im Falle einer Zweckentfremdung ohne erteilte Ausnahmegenehmigung. 

Zu Absatz 4 

Durch die Regelung in Absatz 4 wird selbst genutztes Wohneigentum im Hin-

blick auf die Sicherung der Zweckbindung dem Mietwohnraum gleichgestellt; 

auch dieser Wohnraum darf nur zu den in der Förderzusage genannten Zwe-

cken genutzt werden. 
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Zu § 18 (Mietbindung) 

§ 18 entspricht weitgehend der Regelung des § 28 WoFG, den er ersetzt. Die 

Vorschrift schreibt die Grundsätze zur Bestimmung und Sicherung der höchst-

zulässigen Miete für zu fördernde Mietwohnungen fort.  

Zu Absatz 1 

Nach Satz 1 Halbsatz 1 darf der Verfügungsberechtigte für Wohnraum keine 

höhere als die in der Förderzusage bestimmte höchstzulässige Miete verlan-

gen. Satz 1 Halbsatz 2 stellt die Zulässigkeit der Umlage der Betriebskosten 

auf die Mieterin oder den Mieter klar. 

Satz 2 schließt die Forderung, das Versprechen und die Annahme einmaliger 

oder sonstiger Nebenleistungen aus, die nicht nach Bestimmungen des Landes 

oder nach den Bestimmungen der Förderzusage ausdrücklich zugelassen sind. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bewirkt, dass die Art und Dauer der Mietbindung für die Mieterin oder 

den Mieter transparent sind. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 bestimmt, dass Mieterhöhungen nach dem allgemeinen Mietrecht 

durch die Bestimmungen der Förderzusage begrenzt werden. 

Zu Absatz 4 

Nach Absatz 4 kann sich der Mieter auf die höchstzulässige Miete berufen und 

von dem Verfügungsberechtigten die entsprechende Auskunft verlangen. Die 

Auskunftspflicht der zuständigen Stelle ist gegenüber der Auskunftspflicht des 

Verfügungsberechtigten subsidiär. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 soll einen umfassenden Mieterschutz bewirken. Mietvertragliche Ver-

einbarungen, die gegen die Bestimmungen über die höchstzulässige Miete ver-

stoßen, sind nichtig. 

Zu § 19 (Dauer der Bindungen) 

Die Bestimmung regelt den zeitlichen Rahmen der Gegenleistungen und dies 

auch bei vorzeitigen Rückzahlungen oder Rückforderungen sowie in Fällen der 

Zwangsversteigerung.  

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 ist in der Förderzusage der Beginn und das Ende der Belegungs- 

und Mietbindungen mit einer Frist festzulegen. Dies gilt bei Darlehensförde-

rungen auch für den Fall der vollständigen vorzeitigen Rückzahlung. 
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Zu Absatz 2 

Für den Fall der Rückforderung wegen Verstoßes gegen die Bestimmungen der 

Förderzusage trifft Absatz 2 Regelungen zur Dauer der Belegungs- und Miet-

bindung. Die Nachwirkungsfristen betragen längstens sowohl bei der Darle-

hensförderung als auch der Zuschussförderung 12 Kalenderjahre ab dem Jahr 

nach der Rückforderung. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die die Nachwirkungsfrist bei Zwangsversteigerungen. Als 

Grundsatz gilt das Fortbestehen der Belegungs- und Mietbindungen bis zum 

Ende der Laufzeit. Die maximale Nachwirkungsfrist läuft jedoch bis zum Ablauf 

des dritten Kalenderjahres nach dem Jahr des Zuschlags, wenn mit dem Zu-

schlag die wegen der Förderung begründeten Grundpfandrechte erloschen 

sind. 

Zu Absatz 4 

Nach Absatz 4 muss die zuständige Stelle dem Verfügungsberechtigen und 

dem Mieter bei berechtigtem Interesse die Dauer der Belegungs- und Mietbin-

dungen bestätigen. 

Zu § 20 (Mitteilungs- und Auskunftspflichten) 

 

Mit der Bestimmung werden Informationspflichten von Verfügungsberechtig-

ten gegenüber den zuständigen Stellen geregelt. Auch erhält die zuständige 

Stelle Rechte zur Einholung und Verarbeitung von Informationen.  

Zu Absatz 1 

Absatz 1 normiert die Verpflichtung, die Bezugsfertigkeit von Wohnraum und 

dessen Freiwerden (zum Beispiel infolge einer Kündigung oder Vertragsaufhe-

bung) unter Angabe eines Datums mitzuteilen. Die Vorschrift soll eine zweck-

entsprechende Wohnungsbelegung sichern. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Verpflichtung des Verfügungsberechtigten gegenüber der 

zuständigen Stelle die Veräußerung von gebundenem Wohnraum und die Be-

gründung von Wohneigentum an solchem unverzüglich – auch formlos z.B. per 

E-Mail – mitzuteilen. Satz 2 regelt die Unzulässigkeit der Eigenbedarfskündi-

gung, solange der entsprechende Wohnraum einer Belegungs- oder Mietbin-

dung unterliegt. Diese Regelung dient dem Mieterschutz. 

Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 können die erforderlichen Daten über Einkommensverhältnisse 
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der wohnungssuchenden Personen auch von den zuständigen Finanzbehörden 

und den jeweiligen Arbeitgebern erhoben werden. Eine besondere Nachfor-

schung ist aus Gründen der Verhältnismäßigkeit erst zulässig, wenn begrün-

dete Zweifel an der Richtigkeit der Angaben und vorgelegten Nachweise über 

das Einkommen bestehen. Aus gleichem Grund soll vor einem Auskunftsersu-

chen der betroffenen Person Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 entspricht § 32 Absatz 2 Satz 2 und 3 WoFG und regelt ein Aus-

kunftserteilungs-, Einsichts- und Betretungsrecht – unter Zitierung des einge-

schränkten Grundrechts auf Unverletzlichkeit der Wohnung – zu Gunsten der 

zuständigen Stelle. Diese Rechte dürfen nur ausgeübt werden, soweit dies zur 

Sicherung der Zweckbestimmung der Wohnungen und der sonstigen Bestim-

mungen der Förderzusage erforderlich, das heißt geboten und angemessen ist. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 stellt klar, dass die in den Absätzen 1 bis 4 normierten Auskunfts- 

und Mitteilungspflichten auch bei der Förderung von selbst genutztem Wohn-

eigentum Anwendung finden. 

Zu § 21 (Freistellung von den Bindungen) 

Die Bestimmung regelt die Freistellung von Belegungs- und Mietbindungen, die 

im Rahmen einer Förderung vorgesehen sind. Nachträglich eintretende Um-

stände können dazu führen, dass eine Belegungs- und Mietbindung nicht mehr 

geboten ist. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 können die oder der Verfügungsberechtigte unter bestimmten 

Voraussetzungen von den Belegungs- und Mietbindungen freigestellt werden. 

Voraussetzung für eine Freistellung ist das Vorliegen eines Freistellungsgrun-

des im Sinne des Satzes 1 Nummern 1 bis 3. 

Satz 2 regelt den Grundsatz, dass eine Überkompensation durch einen ent-

sprechenden Ausgleich vermieden wird. Dies kann durch die Zahlung eines 

entsprechenden Geldbetrages oder die Übertragung auf anderen, dem Förder-

zweck nach gleichwertigen Wohnraum erfolgen. Im Falle des Vorliegens eines 

Freistellungsgrundes im Sinne von Satz 1 Nummern 1 und 2 kann hiervon ab-

gesehen werden. Bei dieser Ermessensentscheidung ist zu berücksichtigen, ob 

dem Verfügungsberechtigten ein mehr als nur unerheblicher wirtschaftlicher 

Vorteil durch die Freistellung entsteht. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 stellt klar, dass die Entscheidung über eine Freistellung im pflichtge-

mäßen Ermessen der zuständigen Stelle steht und kein Anspruch auf eine Frei-

stellung besteht. 
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Zu § 22 (Maßnahmen bei Verstößen) 

§ 22 soll dafür Sorge tragen, dass die in dem Gesetz normierten Pflichten erfüllt 

und die jeweiligen Bestimmungen zur Erreichung des Förderzwecks eingehal-

ten werden.  

Die Festsetzung von Geldleistungen liegt im Ermessen der zuständigen Stelle. 

Ein Verstoß setzt schuldhaftes, also vorsätzliches oder fahrlässiges Handeln 

voraus.  

Die Geldleistung darf bis zu 10,00 Euro je Quadratmeter Wohnfläche monatlich 

betragen.  Sie bemisst sich im Übrigen nach dem Wohnwert und der Schwere 

des Verstoßes. Die Bestimmung orientiert sich an § 33 WoFG.  

Eine Ahndung von Verstößen, die während des Bindungszeitraums eingetreten 

sind, ist auch nach Ablauf des Bindungszeitraums möglich.  

Die Möglichkeiten zur Erhebung von Geldleistungen nach § 22 und zur Ahndung 

von Ordnungswidrigkeiten nach § 25 können gegebenenfalls kumulativ zur An-

wendung kommen. Insbesondere ist bei der jeweiligen Bemessung das Gebot 

der Verhältnismäßigkeit zu berücksichtigen; dies kann auch dazu führen, dass 

eine Ahndung nur nach § 22 oder § 25 erfolgt. Derjenige, der den Wohnraum 

entsprechend zweckentfremdet, hat auf seine Kosten den Wohnraum wieder-

herzustellen. 

Zu Absatz 2 

Gemäß Absatz 2 greifen die Regelungen des Absatzes 1 auch, wenn Verstöße 

im Rahmen der Förderung des selbst genutzten Wohneigentums begangen 

werden. 

Zu Absatz 3  

Die eingezogenen Geldleistungen werden in Fortsetzung der bisherigen Rechts-

lage mit einer Zweckbindung versehen und sind für die soziale Wohnraumför-

derung einzusetzen. 

Zu § 23 (Besondere Wohnformen) 

Um den Anforderungen besonderer Wohnformen für bestimmte Personen bzw. 

Personengruppen gerecht zu werden, bedarf die Wohnraumförderung im Saar-

land eines neuen Instrumentariums; dadurch wird die Möglichkeit geschaffen, 

auf die sich stetig wandelnden Herausforderungen sachgerecht und flexibel re-

agieren zu können. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 ermöglicht es der für die Förderentscheidung nach § 13 zuständigen 

Stelle, bereits bei der Förderung die Bindungen zur Erreichung des besonderen 

Förderzwecks abweichend von den genannten Vorschriften zu bestimmen. 
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Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 kann auch bereits geförderter Wohnraum (Bestandswohnun-

gen) zur Erreichung des besonderen Förderzwecks entsprechenden Bindungen 

unterworfen werden; da die zuständige Stelle die neue Nutzung nicht selbst 

herbeiführen kann, wird sie die abweichenden Bestimmungen grundsätzlich 

nur im Einvernehmen mit dem aus der Förderung Verpflichteten treffen. 

Zum Vierten Teil (Übergangs- und Schlussbestimmungen) 

Der Vierte Teil umfasst die §§ 24 bis 28 und enthält insbesondere Regelungen 

zum Datenschutz, zu Ordnungswidrigkeiten sowie die Übergangs- und Schluss-

bestimmungen. 

Zu § 24 (Datenschutz) 

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 32 Absatz 2 Satz 1 WoFG. Sie er-

mächtigt die zuständige Stelle zur Verarbeitung der in den Nummern 1 bis 5 

genannten Daten. Die Erfassung der entsprechenden Daten ist zur Sicherung 

der Zweckbestimmung von Wohnraum erforderlich. 

Zu § 25 (Ordnungswidrigkeiten) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 beinhaltet Ordnungswidrigkeitentatbestände, deren Verfolgung sich 

nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung vom 19. 

Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 

vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 73), in der jeweils geltenden Fassung 

richtet. Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 52 WoFG.  

Zu Absatz 2 

Die Bemessung der Geldbuße orientiert sich am wirtschaftlichen Vorteil, den 

die Vermieterin oder der Vermieter aus dem Verstoß zieht (vgl. § 17 Absatz 4 

OWiG). Eine Geldbuße kommt nur bei vorsätzlichen Verstößen in Betracht (vgl. 

§ 10 OWiG). Die Verfolgung liegt im pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen 

Stelle. Sachlich zuständig ist gemäß § 36 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a 

OWiG die fachlich zuständige oberste Landesbehörde. Diese ergibt sich aus der 

jeweils geltenden Bekanntmachung der Geschäftsbereiche der obersten Lan-

desbehörden. 

Zu Absatz 3 

Gemäß Absatz 3 Satz 1 greifen die Regelungen des Absatzes 1 auch, wenn im 

Rahmen der Förderung des selbstgenutzten Wohneigentums Verstöße gegen 

§ 17 Absatz 4 begangen werden. Ein Verstoß kann mit einer Geldbuße bis zu 

10.000 Euro geahndet werden. 
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Zu § 26 (Übergangsbestimmungen) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 sieht vor, dass für Wohnraum, der vor dem Inkrafttreten dieses Ge-

setzes im Saarland gefördert wurde, das alte Förderrecht grundsätzlich weiter-

gilt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält für Altfälle Ausnahmen von Absatz 1. 

Für alle Fragen, welche die Sicherung der Zweckbestimmung betreffen, gilt 

dieses Gesetz hingegen auch für Wohnraum, der vor dem Inkrafttreten dieses 

Gesetzes gefördert wurde. Dies soll sicherstellen, dass bei der Frage, wie mit 

gefördertem Wohnungsbestand umzugehen ist, die aktuellen wohnungspoliti-

schen Erwägungen und Regelungen dieses Gesetzes Anwendung finden.  

Konkret wird insbesondere geregelt, dass in allen Fragen der Wohnraumförde-

rung, bei denen eine Einkommensprüfung durchzuführen ist, dieses Gesetz 

Anwendung findet. So wird sichergestellt, dass es nicht durch die Anwendung 

alter Einkommensgrenzen und Einkommensermittlungsregelungen zu sach-

fremden Entscheidungen kommt.  

In bestehenden Förderungen kann auch § 23 Absatz 2 angewendet werden. 

Zu Absatz 3 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes sollen auf Grundlage von § 7 neue 

Wohnraumförderungsbestimmungen in Kraft treten, welche die auf Grundlage 

des WoFG erlassenen Förderbestimmungen ersetzen.  

Um eine Kontinuität in der Förderung zu gewährleisten, erlaubt Absatz 3, dass 

noch für eine Übergangszeit bis zum 31.12.2024 Fördermittel auf der Grund-

lage des Wohnraumförderungsgesetzes und der auf seiner Grundlage erlasse-

nen Bestimmungen bewilligt werden dürfen. Absatz 2 findet entsprechend An-

wendung. 

Zu § 27 (Abweichungsbefugnis) 

In der sozialen Wohnraumförderung kann der Bund den Ländern auf der 

Grundlage von Artikel 104d GG Finanzhilfen gewähren. Dies geschieht seit 

2020 durch den Abschluss von Verwaltungsvereinbarungen. 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass künftige Verwaltungsvereinbarungen in Tei-

len nicht mit den Bestimmungen dieses Gesetzes vereinbar sein werden.  

Um die Finanzhilfen des Bundes dennoch in vollem Umfang in Anspruch neh-

men zu können, empfiehlt es sich, eine Regelung in das Gesetz aufzunehmen, 



Drucksache 17/865 Landtag des Saarlandes  

 

42 

dass in solchen Fällen von den Bestimmungen des Gesetzes abgewichen wer-

den kann.  

In § 27 wird deshalb geregelt, dass für die Inanspruchnahme von Finanzhilfen 

des Bundes von einzelnen Bestimmungen des Gesetzes abgewichen werden 

kann. 

Zu § 28 (Ersetzung von Bundesrecht) 

Mit der Norm wird die Ersetzung von Bundesrecht geregelt; der Landesgesetz-

geber macht insofern umfassend von seiner verfassungsrechtlichen Erset-

zungsbefugnis Gebrauch. 

Zu § 29 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 


